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1 Problemstellung 

„Der größte Feind der neuen Ordnung ist, wer aus der alten seine Vorteile zog.“ 

Niccolò Machiavelli (1469 bis 1527), italienischer Philosoph, Politiker und Schriftsteller 

Nachhaltige Entwicklung erfordert einen veränderten Umgang mit natürlichen Ressourcen und stellt 
hohe Anforderungen an die Leistungs- und Transformationsfähigkeit von Volkswirtschaften. Aus den 
ambitionierten Zielen ergibt sich die Notwendigkeit, umweltpolitische Erfordernisse mit innovations-
politischen Fragestellungen zu verknüpfen. Was „Öko-Innovationen“ gemäß Definition im Eco-Inno-
vation-Action-Plan der EU (European Commission 2011) von „normalen“ Innovationen unterscheidet, 
ist ihr Beitrag zur Verringerung der Umweltbelastung, zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit gegen 
Umweltbelastungen und zur nachhaltigen Nutzung natürlicher Ressourcen1.  

In der deutschen Politik spielen Umweltinnovationen seit vielen Jahren eine bedeutende Rolle, wenn 
es um die Frage geht, wie ehrgeizige Umweltschutzziele erreicht und dabei gleichzeitig Beschäfti-
gungs- und Wachstumschancen genutzt werden können. Dabei findet die Diskussion oftmals in ein-
zelnen Leitmärkten statt, in denen Umweltinnovationen zur Erreichung umweltpolitischer und wirt-
schaftlicher Ziele beitragen sollen. Die deutsche Bundesregierung stellt sich den Herausforderungen 
einer nachhaltigen Entwicklung und hat dazu aktuell unter anderem eine Neuauflage der deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie vorgelegt (Die Bundesregierung, 2017). Darin ist auch das Ziel festgelegt, ei-
nen nationalen Aktionsplan für Umweltinnovationen aufzustellen. Der hohe Stellenwert von Umwel-
tinnovationen in der Politik der Bundesregierung spiegelte sich auch in der Vergangenheit bereits in 
vielen politischen Strategien wider, wie zum Beispiel im Deutschen Ressourceneffizienzprogramm 
(Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, 2016) oder in der Roh-
stoffstrategie (Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 2010). Auch in der neuen High-
Tech-Strategie (Bundesministerium für Bildung und Forschung, 2018a) sind Umweltinnovationen im 
Zusammenhang mit den 12 Missionen von hoher Bedeutung. Wie die Forschung zu Umweltinnovati-
onen zeigt, steht die deutsche Umweltinnovationspolitik aber vor zwei zentralen Herausforderungen: 

(1.) Die Diffusion von Umweltinnovationen verläuft vielfach schleppend und erreicht häufig keine 
hohen Verbreitungsgrade. 

Etwa zwei Drittel aller in den letzten Jahren auf den Markt gebrachten umweltentlastenden Produkt- 
und Dienstleistungsinnovationen erreichen nur kleine Verbreitungsgrade von bis zu 15%. Diese reali-
sieren so nur einen Bruchteil der Umweltentlastung, die bei einer vollständigen Diffusion möglich 
wäre. Eine Stichprobe von 130 Umweltinnovationen zeigt dies in Abhängigkeit von dem Indikator 

                                                           

1 Die Begriffe „Öko-Innovation“ und „Umweltinnovation“ werden hier synonym verwendet. Sie umfassen so-
wohl technische als auch soziale, institutionelle, organisationale als auch geschäftsfeldbezogene Neuerungen. 
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„Diffusionsdynamik“, mit dem die fördernden und hemmenden Faktoren der Diffusion gemessen 
werden (Clausen & Fichter, 2019a). Im Bedarfsfeld Energieeffizienz z.B. konnten für 21 Produkte und 
Produkt-Dienstleistungssysteme sowohl die Diffusionsdynamik als auch der Verbreitungsgrad be-
stimmt werden: 

Abbildung 1: Diffusion von Umweltinnovationen im Bedarfsfeld Energieeffizienz 

 

Quelle: Fraunhofer ISI. 

Nur wenige durch die Ökodesignverordnung geförderte Diffusionsprozesse erreichen hohe Verbrei-
tungsgrade. Besonders Systeminnovationen wie Wärmenetze oder ihre Komponenten wie mobile 
Wärme und Smart Metering diffundieren langsam und zeigen eine nur geringe Diffusionsdynamik. 

(2.) Das Diffusionsproblem stellt sich vor allem bei radikalen Systeminnovationen. 

Mit „radikalen Systeminnovationen“ (vgl. Abschnitt 2) sind solche gemeint, die grundlegende Verän-
derungen gesamter Versorgungssysteme (Stromerzeugungs-, Verteilungs- und Nutzungssysteme, ge-
bäudebezogene Wärmeversorgungssysteme usw.) oder infrastrukturgebundener Produktnutzungs-
systeme wie z.B. Elektromobilität umfassen. Die Realisierung solcher Systeminnovationen ist von 
deutlich höherer technischer, sozialer und institutioneller Komplexität und stärkeren Pfadabhängig-
keiten geprägt als es z.B. bei einzelnen technischen Komponenteninnovationen wie z.B. hocheffizien-
ten Waschmaschinen oder LEDs zur Raumbeleuchtung der Fall ist. Es überrascht daher nicht, dass 
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grundlegende Systeminnovationen schwerer durchzusetzen sind und sich in der Regel deutlich lang-
samer oder überhaupt nicht verbreiten. Da aber gerade grundlegende Systeminnovationen hohe Bei-
träge zur Emissionsminderung, zu Klimaschutz und Ressourcenschonung versprechen, benötigt die 
Öko-Innovationspolitik effektive Strategien und Governance-Mechanismen, um diese zu stimulieren 
und für eine schnelle und breite Diffusion zu sorgen. 

Die Diffusion von Systeminnovationen bedeutet dabei nicht nur die  Diffusion EINER bestimmten Sys-
teminnovation, sondern es geht um die Orchestrierung des systemischen Zusammenwirkens ver-
schiedener Umweltinnovationen, zur Identifikation von Komplementaritäten, Synergien und Konkur-
renzen zwischen Einzellösungen und deren Platzierung in einem wirksamen Transformationskonzept. 

Das Projekt „Go“ setzt an diesem Punkt an und zielt auf die Beantwortung folgender Forschungsfra-
gen:  

(1.) Welche Einsichten liefern bisherige Fälle staatlicher Aktivierungsversuche für umweltentlas-
tende radikale Systemtransformationen bzgl. Erfolgs- und Misserfolgsbedingungen? 

(2.) Welche kontext- und akteursbezogenen Bedingungen und Faktoren sind zentral und inwieweit 
lassen sich diese auf die Öko-Innovationspolitik in Deutschland übertragen? 

(3.) Wie war die Rolle des Staates in den verschiedenen Aktivitäten und welche Rollen, Verantwor-
tungsteilungen und Kooperationskonzepte erwiesen sich als besonders wirksam? 

(4.) Wie sind vor diesem Hintergrund Konzepte des aktivierenden und koordinierenden Staates 
einerseits und von transformationsfeldbezogenen Innovation Communities andererseits zu 
beurteilen? 

(5.) Wie muss eine Orchestrierung von Politikstrategien, Politikinstrumenten und Akteursrollen 
aussehen, damit eine radikale umweltentlastende Systemtransformation der gebäudebezoge-
nen Wärmeversorgung in Deutschland gelingen kann? 

Die Aufgabe, Handlungskonzepte und Governance-Mechanismen für die aktivierende und koordinie-
rende Rolle des Staates für umweltentlastende radikale Systemtransformationen zu erarbeiten, wird 
beispielhaft im Innovationsfeld der gebäudebezogenen Wärmeversorgung konkret entwickelt. 

Begründung der Wahl des Feldes: Das Beheizen von Gebäuden im Winter stellt in Deutschland ne-
ben dem ähnlich energiehungrigen Verkehrssektor den größten Energiefresser dar. Über die Hälfte 
des Endenergieverbrauchs (Primärenergieverbrauch abzüglich Verluste) wird für die Erzeugung von 
Wärme genutzt. Wiederum über die Hälfte dieser Wärmeenergie fließt in die Beheizung von Räumen 
(27,9% des gesamten Endenergieverbrauchs 2016 (AG Energiebilanzen, 2017, S. 30). Im Jahr 2016 be-
trug der Anteil des Wohnungsbestands in Deutschland, der mit Gas beheizt wurde, 49,4%, mit Heizöl 
26,3%, mit Strom 2,7%, mit Wärmepumpen 1,8% und mit „Kohle, Holz und weiteren festen Brenn-
stoffen“ 6,1%. 13,7% des Wohnungsbestandes werden über Fernheizungen versorgt (AG Energiebi-
lanzen, 2017, S. 10). In den Jahren seit 1995 hat sich der Anteil gasbeheizter Wohnungen um 12% er-
höht, Heizöl büßte 7,7% ein und der Anteil von Stromheizungen ging um 3,1% zurück. Die Fernwärme 
gewann 1,7% hinzu, die Wärmepumpenanlagen gewannen 1,8 Prozentpunkte hinzu und der Anteil 
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von „Holz, Holzpellets, sonstiger Biomasse, Koks/Kohle und sonstiger Heizenergie“ sank zwischen 
1995 und 2007 von 11% auf 4,5% (vermutlich durch den Abbau von Kohleheizungen2) und gewann 
bis 2014 wieder 1,6% hinzu (vermutlich durch Pellets und Holz). In Einzelgebäuden werden bis in die 
Gegenwart also primär Gas- und Ölheizungen verbaut, auch 2016 haben diese beiden fossilen Ener-
gieträger einen Anteil im Neubau von zusammen 67,1%. (AG Energiebilanzen, 2017, S. 9). Der Anteil 
von Wohngebäuden, die auf Basis regenerativer Energien beheizt werden liegt damit bei ca. 6,1% 
Pellets bzw. Holz und ca. 1,8% Wärmepumpen, zusammen ca. 7,9%. Diese 7,9% wurden in 21 Jahren 
aufgebaut. Bei einer weiter konstanten Transformationsgeschwindigkeit dauert die komplette Um-
stellung auf regenerative Wärmeversorgung noch ca. 250 Jahre. 

Das zentrale kurzfristige Ziel der Transformation des Wärmesektors im Kontext der Gebäudeheizung 
ist, den Wärmebedarf der Gebäude gegenüber dem Basisjahr 2008 bis 2020 um 20% zu senken, wo-
bei erst 11,1% in 2015 erreicht waren (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2016, S. 7). 
Der Anteil erneuerbarer Energien am Wärmeverbrauch soll bis 2020 auf 14% erhöht werden, wobei 
13,2% in 2015 schon erreicht waren (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2016, S. 13). 
Langfristig soll bis 2050 der Primärenergiebedarf der Gebäude (bei vermutlich weiter wachsenden 
Wohnflächen) gegenüber 2008 um 80% reduziert werden, wovon 15,9% in 2015 schon erreicht wa-
ren (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2016, S. 7).  

Mit Blick auf das geplante Projekt lässt sich feststellen, dass die Frage der gebäudebezogenen Wär-
meversorgung von hoher energie-, klima- und umweltpolitischer Relevanz ist. Es lässt sich weiterhin 
konstatieren, dass die bisher eingesetzten politischen Instrumente zur Transformation der Wärme-
versorgung deutlich zu wenig Wirkung zeigen und weitere Beiträge zur Governance dieses komple-
xen Bereiches der Innovations- und Umweltpolitik daher dringend notwendig sind.  

Das vorliegende Papier dient sowohl dem Überblick über wesentliche theoretische Grundlagen des 
Projektes als auch der Erarbeitung einer Forschungskonzeption.  

Die bisherige und aktuelle Forschung bietet eine Reihe wichtiger Ansatzpunkte, um die aktivierende 
und koordinierende Rolle des Staates bei radikalen umweltentlastenden Systeminnovationen zu be-
schreiben und zu erklären sowie handlungsorientiert Gestaltungsoptionen zu entwickeln. Neben den 
aus verschiedenen Theorierichtungen beleuchteten Handlungsoptionen gilt es jedoch zunächst, den 
Begriff der umweltentlastenden radikalen Systeminnovationen zu definieren sowie die Hemmnisse 
und Pfadabhängigkeiten innerhalb eines jeweils etablierten Regimes zu beleuchten.  

                                                           

2 Der Absatz von Brikett ist seit der Wiedervereinigung 1991 von knapp 15 Mio. Tonnen auf ca. 
720.000 Tonnen zurückgegangen, vgl. http://www.kohlenstatistik.de/19-0-Braunkohle.html vom 
4.4.2016.  

http://www.kohlenstatistik.de/19-0-Braunkohle.html
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2 Umweltentlastende radikale Systeminnovationen 

Die Literatur unterscheidet unterschiedliche Typen von Innovationen. Das Vorhaben „Go“ fokussiert 
auf Neuerungen bei marktbezogenen Gütern, also auf Produkt- und Dienstleistungsinnovationen so-
wie deren Kombinationen. Wesentlich ist bei diesen zunächst die Differenzierung von Verbesserungs-
innovationen, die ein Produkt oder eine Dienstleistung nicht grundlegend verändern, und einer 
Grundlageninnovation bzw. radikalen Innovation. Als radikale Innnovation verstehen wir:  

▪ ein völlig neues oder materiell entscheidend geändertes Produkt oder eine völlig neue oder ent-
scheidend geänderte Dienstleistung oder  

▪ ein grundsätzlich neues damit in Verbindung genutztes Geschäftsmodell, das mit grundlegenden 
institutionellen oder organisatorischen Diskontinuitäten verbunden ist. 

Rund um den Begriff der radikalen Innovation bzw. Grundlageninnovation sind weitere Begriffe ent-
standen. So bezeichnen Freeman und Perez (1988) die Veränderung technologischer Paradigmen als 
technologische Revolutionen, ein Begriff, der mit Schumpeters Theorie der langen Wellen korrespon-
diert und auch an die Idee der Kondratieff-Zyklen anschlussfähig ist.  

Die Vielfalt innovativer (und nicht innovativer) Produkte und Dienstleistungen ist eingebunden in so-
ziotechnische Systeme. Schon Nelson und Winter (1982) haben den Begriff des technologischen Re-
gimes eingeführt, der sich auf gemeinsame kognitive Routinen in einer Ingenieurgemeinschaft bezog 
und die Entwicklung von Innovationen entlang von "technologischen Trajektorien" erklärt. Aber auch 
Wissenschaftler, politische Entscheidungsträger, Nutzer und andere Interessengruppen tragen zur 
Gestaltung des technologischen Wandels bei. Bijker (1995) entwickelte daher den Begriff des sozio-
technischen Regimes. Als Beispiel für ein technisches System erwähnt Unruh (2000, S. 822) Autos 
und den Individualverkehr, ein System, welches neben der Zulieferindustrie, der Erdölbranche und 
dem Straßenbau viele weitere technische Komponenten umfasst. Als soziotechnisches System begrif-
fen erweitert sich der Individualverkehr um seine Nutzerinnen und Nutzer und Interessenverbände 
wie den ADAC bis hin zu politiknahen Lobbygruppen wie den VDA und ihre engen Beziehungen zur 
Politik.  

Konrad und Nill (2001, S. 33) verknüpfen die Begriffe der radikalen Innovation und der Systeminnova-
tion. Dabei sehen sie in einer Dimension eine zunehmende Veränderung von Produktion und Techno-
logie, wodurch eine Innovation radikal wird, in der anderen Dimension sehen sie veränderte Markt 
und Akteursbeziehungen, was bei ihnen die Systeminnovation ausmacht.  
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Abbildung 2: Differenzierung von Innovationstypen nach Konrad und Nill  

 

Quelle: Konrad und Nill (2001, S. 33). 

Konrad und Nill (2001, S. 32) integrieren so die Begriffe der radikalen Innovation und der Systeminno-
vation:  

Innovationen, die diesbezüglich markt- und umfeldseitig durch eine starke Veränderung von 
institutionell-akteursstrukturellen Faktoren charakterisiert sind, werden als Systeminnovati-
onen bezeichnet; Innovationen, die durch starke Veränderungen der technologischen Wis-
sensbasis gekennzeichnet sind, bezeichnen wir als radikale Innovationen. Wird eine umfas-
sende Veränderung gleichgewichtig von beiden Dimensionen strukturiert, soll von radikalen 
Systeminnovationen gesprochen werden. 

Das von Konrad und Nill genannte Beispiel für eine radikale Systeminnovation, die „dezentrale Brenn-
stoffzelle“, weist auf einen Unterschied zum Systemverständnis von Vester (1985, S. 27) hin:  

Die wichtigsten Eigenschafen eines Systems sind, dass es erstens aus mehreren Teilen beste-
hen muss, die jedoch zweitens verschieden voneinander sind und drittens nicht wahllos ne-
beneinander liegen, sondern in einem bestimmten Aufbau miteinander vernetzt sind.   
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Bei Vester ist es zentral, dass ein System – und damit implizit auch eine Systeminnovation – aus meh-
reren Teilen bestehen muss. Ob damit eine „dezentrale Brennstoffzelle“ einen Systeminnovation sein 
kann, bleibt unklar. In jedem Fall ist eine klare Abgrenzung des jeweils untersuchten Systems erfor-
derlich.  

Eine solche Abgrenzung des Systems kann letztlich dem Zweck der jeweiligen Analyse folgende prag-
matisch festgelegt werden (Fichter, v. Gleich, Pfriem & Siebenhüner, 2010, S. 51). Neben den Bezie-
hungen innerhalb eines Systems, müssen auch die Wechselwirkungen mit der Umgebung betrachtet 
werden (Fichter et al., 2010, S. 54). Im Kontext von Systemtransformation sehen Fichter et al.  (2013, 
S. 56) die Systemumgebung auch als Unterstützungssystem (reinforcing system), es erscheint analog 
konsequent, in der Systemumgebung auch Quellen des Widerstands gegen den Wandel zu vermuten.  

Der Begriff der Systeminnovation bezieht sich in unserem Verständnis auf ein soziotechnisches Sys-
tem und beschreibt wesentliche Veränderungen oder Neuerungen dieser Systeme. Sie betreffen in 
der Regel mehrere Branchen und können auch zur Entstehung völlig neuer Sektoren führen (Freeman 
& Perez, 1988).  Die Veränderung des Systems bedarf dabei nicht EINER Systeminnovation (dies es 
auch letztlich so nicht gibt), sondern es geht um die Orchestrierung des systemischen Zusammenwir-
kens verschiedener Produkt- und Serviceinnovationen, zur Identifikation von Komplementaritäten, 
Synergien und Konkurrenzen zwischen Einzellösungen und deren Platzierung in einem wirksamen 
Transformationskonzept. 

Als dritter Bestandteil der Abgrenzung umweltentlastender radikaler Systeminnovationen wäre der 
Begriff der Umweltentlastung definitorisch zu fassen. Als umweltentlastend sehen wir jede Innova-
tion, „die wesentliche und nachweisbare Fortschritte zur Erreichung des Ziels der nachhaltigen Ent-
wicklung herbeiführt oder anstrebt, indem sie Umweltbelastungen verringert, die Widerstandsfähig-
keit gegen Umweltveränderungen stärkt oder eine effizientere und verantwortungsvollere Nutzung 
natürlicher Ressourcen bewirkt" (Clausen & Gandenberger, 2019).  

Eine umweltentlastende radikale Systeminnovation kann damit wie folgt beschrieben werden:  

▪ Sie ist umweltentlastend, weil sie wesentliche und nachweisbare Fortschritte zur Erreichung öko-
logischer Ziele einer nachhaltigen Entwicklung herbeiführt,  

▪ Sie umfasst starke Veränderungen der technologischen Wissensbasis und materialisiert sich in 
völlig neuen Produkten, Dienstleistungen, Geschäftsmodellen oder deren Kombinationen. 

▪ Sie verändert soziotechnische Systeme in deutlichem Ausmaß und u.U. über die Grenzen von 
Branchen hinaus und kann auch zur Entstehung völlig neuer Sektoren wie auch zum Verschwin-
den von bisher etablierten Technologien, Verhaltensweisen oder Kulturen (Exnovation) führen.  

Da eine solche quasi dreidimensionale Definition notwendigerweise komplex und nicht immer ein-
deutig ist, soll sie in der folgenden Tabelle durch einige Beispiele verdeutlicht werden:   
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Tabelle 1: Beispiele für umweltentlastende radikale Systeminnovation 

Systeminnova-
tion 

Radikalität Systemcharakter Umweltentlastung 

Stromerzeugung 
aus erneuerbaren 
Energien  

Völlig neue Technologien 
zur Gewinnung von 
Windkraft, Solarstrom 
etc. ersetzen etablierte 
Technologien wie z.B. 
Strom aus Kohle kom-
plett.  

Die bisherige zentrale und oft 
oligopolistische Struktur wird 
eine durch dezentrale Erzeu-
gung, Speicherung und Vertei-
lung mit vielfach neuen Eigen-
tumsverhältnissen ersetzt. 

Die Treibhauswirkung 
der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe wird vermie-
den. 

Wärmeversor-
gung über klima-
neutral gespeiste 
Wärmenetze 

Völlig neue Technologien 
zur Gewinnung von 
Wärme wie große Solar-
thermieanlagen, Saiso-
nalspeicher oder große 
Geothermie etc. erset-
zen etablierte Technolo-
gien wie z.B. Öl- und 
Gasheizungen komplett. 

Die freie Wahl der Wärmetech-
nologie für jedes Gebäude ent-
fällt, der Markt für Einzelwär-
meerzeuger wird deutlich redu-
ziert, ein Markt für große Solar-
thermieanlagen, Saisonalspei-
cher oder große Geothermie 
etc entsteht neu. 

Die Treibhauswirkung 
der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe wird vermie-
den. 

PKW-Elektromo-
bilität  

Der komplette fossile 
Antriebsstrang bisheri-
ger PKWs wird durch 
Batterie und Elektroan-
trieb ersetzt.  

Die Rolle von Zulieferern, OEMs 
und Start-ups in der Automobil-
branche verändert sich deut-
lich, der Umgang mit dem Auto 
wie auch das Laden müssen neu 
erlernt werden.   

Die Treibhauswirkung 
der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe wird vermie-
den. 

Ökolandbau Der bisher dominieren-
den Intensivlandwirt-
schaft mit ihren inte-
grierten Technologiesys-
temen wird durch ein 
grundsätzlich neues Sys-
tem ersetzt.  

Die Zulieferbranche der Agrar-
chemie (Pestizide, Düngemittel) 
schrumpft stark, Pflanzen und 
Tierzucht müssen sich neu ori-
entieren, Ausbildung und Wis-
sen im Agrarsystem werden 
deutlich aufgewertet.   

Die schädlichen Auswir-
kungen von Pestiziden 
und Düngemittel auf Bio-
diversität und Wasser-
qualität werden deutlich 
geringer, die Biodiversi-
tät nimmt wieder zu.  

Vegetarismus Radikale Abwendung 
von bisherigen Konsum-
gewohnheiten.  

Produkte der Fleischindustrie 
finden deutlich weniger Absatz, 
die Nachfrage nach hochwerti-
gen pflanzlichen Lebensmitteln 
steigt.   

Der Flächenverbrauch 
für den Futteranbau und 
die Tierhaltung sinkt, der 
Stickstoffüberschuss aus 
der Tierhaltung wird re-
duziert.  

Quelle: Clausen und Fichter. 

Hinter jeder der hier aufgeführten Systeminnovationen stehen mit Ausnahme des Vegetarismus, viel-
fältige technische Neuerungen, die teilweise den Charakter einer radikalen Innovation haben. Die 
ökologischen Auswirkungen aller der hier beispielhaft aufgeführten Systeminnovationen sind vielfäl-
tig untersucht worden und Zweifel an der ökologischen Wirkung der Verbreitung dieser Innovationen 
in den Massenmarkt bestehen nur dort, wo mit der Motivation der Verlängerung technologisch-öko-
nomischer Pfade z.B. die klimaentlastende Wirkung der Elektromobilität angezweifelt wird. Als Maß 
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für den ökologischen Erfolg der Verbreitung dieser Systeminnovationen in der Gesellschaft durch 
Governance-Mechanismen lässt sich daher direkt ihr Verbreitungsgrad nutzen. Dabei ist parallel zu 
den Anstrengungen zur Förderung der Verbreitung immer ein Dialog zu führen, der nach Stärken, 
Schwächen, Chancen und Risiken einzelner Technologiekomponenten sucht und danach trachtet, die 
umweltentlastende Gesamtwirkung der Systemtransformation zu optimieren. Im Rahmen der hier 
vorliegenden Studie erfolgt aber eine Fokussierung auf die Entwicklung von Governance-Mechanis-
men zur Verbreitung und Durchsetzung dieser Systeminnovationen, der Dialog um ihre ökologische 
Optimierung ist andernorts zu führen.  

Der hier bewusst als Kontrapunkt aufgeführte Fall des Vegetarismus ist insoweit von Bedeutung, als 
besonders in den Feldern Ernährung, Mobilität und Wohnen immer absehbarer wird, dass die Her-
ausforderungen der nachhaltigen Entwicklung ohne kulturelle Veränderungen (z.B. Ansätze der Suffi-
zienz) nicht zu bewältigen sein werden. Gesellschaftliche Praktiken wie z.B. der Automobil- und Flug-
verkehr müssen aller Voraussicht nach stark reduziert werden, ebenso der Fleischverzehr und bei der 
Nutzung von Wohnfläche pro Person muss zumindest der Anstieg gebremst werden, wobei auch eine 
Reduktion hilfreich wäre. Die in diesem Kontext vorliegenden Ansätze des Sharing (Ridesharing, 
Wohngemeinschaft) oder eben des fokussierten Konsumverzichts wie bei Vegetarismus oder Vega-
nismus oder dem Verzicht auf Flugreisen (Hannoversche Allgemeine Zeitung, 2019) sind als soziale 
Innovationen im Kontext der Governance radikaler Systeminnovationen einerseits von Bedeutung, 
andererseits  greifen die vorliegenden Ansätze tief in die Alltagpraktiken ein und die Frage ihrer um-
weltentlastenden Wirkung ist sowohl wenig erforscht als auch umstritten (Clausen, Bienge, Bowry & 
Schmitt, 2017; Schmitt et al., 2017).  
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3 Pfadkonzept und Modi des Wandels 

Für die Frage, wie sich die Durchsetzung und Verbreitung umweltentlastender radikaler Systeminno-
vationen erklären und politisch fördern lässt, liefert die evolutorische Ökonomik mit dem Pfadkon-
zept eine wertvolle Erklärungsgrundlage (Fichter & Clausen, 2013, S. 61 ff.). Im Rahmen der evoluto-
rischen Ökonomik wird der Begriff des Pfades als Ereigniskette im historischen Zeitverlauf verstan-
den. Das Pfadkonzept3 fußt auf der Annahme von Kontingenz (etwas ist möglich, aber nicht beliebig) 
und prinzipieller Verlaufsoffenheit. Im Mittelpunkt der Arbeiten in diesem Forschungsgebiet standen 
bis dato Fragen der graduellen Freiheit bzw. Unfreiheit von Prozessverläufen und insbesondere As-
pekte der Pfadabhängigkeit (vgl. Kapitel 4). In jüngerer Zeit widmet sich die Pfadforschung aber vor 
allem der Frage, wie neue (Innovations-)Pfade entstehen und wie sich Diffusionspfade entwickeln 
und unterstützen lassen. Hier ergeben sich theoretische Verbindungen und Anschlussstellen zur 
Transformationsforschung (vgl. Kapitel 5.3). 

Bei der Betrachtung von Pfadverläufen werden bis dato in der Regel lineare Ereignisketten, Pfadver-
zweigungen (Bi- und Multifurkationsstellen) und (Rück-)Verknüpfungen zwischen verschiedenen Pfa-
den betrachtet (Lehmann-Waffenschmidt & Reichel, 2000). Während das „Einschließen“ auf einen 
Pfad (Lock-In) und die hierbei entstehenden oder wirkenden Pfadabhängigkeiten intensiv diskutiert 
werden, wird bisher der Frage, wie und warum Pfadverzweigungen entstehen und wie von Akteuren 
bewusst neue Pfade kreiert werden können, wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Genau an dieser 
Stelle erscheint allerdings eine Verknüpfung mit den Erkenntnissen und Konzeptualisierungen der 
Innovationsprozessforschung fruchtbar, weil diese sich mit der Entstehung und dem Verlauf von In-
novationsprozessen beschäftigt (Fichter & Clausen, 2013, S. 66 ff.). Um diese Verknüpfung vorneh-
men zu können, ist es allerdings zentral, zunächst einmal deutlich zu machen, dass Innovation ein 
spezifischer Modus des Wandels ist, und eben nur einer von mehreren möglichen. Grundsätzlich kön-
nen vier Modi des Wandels unterschieden werden, die allesamt relevant für die Nachhaltigkeit von 
Neuerungen sind: 

(1.) Variation (Adaptive Response): Bestehende Technologien und Praktiken werden graduell ver-
ändert und optimiert. Hier kann im Rahmen des Pfadkonzepts der Evolutorischen Ökonomik 
von einer Pfadoptimierung gesprochen werden. 

(2.) Innovation (Creative Response): Es werden neuartige Lösungen entwickelt und durchgesetzt, 
die zu sprunghaften Veränderungen führen. Innovationsvorhaben sind also der Versuch, die 
„Eingeschlossenheit“ (Lock-In) in einem Routinepfad zu durchbrechen (Lock-In-Break). Im er-
folgreichen Fall eines „Ausbruchs“ aus einem Routinepfad findet eine „Pfadverzweigung“ statt 
und es entsteht ein neuer Pfad (Pfadkreation). 

                                                           

3 Eine ausführliche Darstellung des Pfadkonzeptes und seiner Grundlagen findet sich in Fichter & Clausen, 2013, 
S. 61 ff. 
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(3.) Diffusion durch Imitation, Adaption und Multiplikation: Es werden innovative Lösungen über-
nommen und adaptiert, die bereits in anderen Regionen, Märkten oder Organisationen erfolg-
reich angewendet werden. Ein relativ junger Pfad findet „Verbreitung“, in dem sich die Ereig-
nisketten (Imitations- und Adaptionsprozess spezifischer Adopter) weiterverzweigen und mul-
tiplizieren. Zum Teil werden innovative Lösung einfach „eins zu eins“ übernommen. Es findet 
also gegenüber der ursprünglichen Innovation keine Veränderung mehr statt. Zum Teil wer-
den innovative Lösungen aber auch spezifisch adaptiert und variiert, wodurch auch im Diffusi-
onsprozess nochmalige Veränderungen gegenüber der ursprünglichen Innovation stattfinden 
können. 

(4.) Exnovation: Bisherige Technologien, Produkte oder Praktiken werden „eingestellt“ bzw. „aus 
dem Verkehr gezogen“. Ein bisheriger Pfad wird beendet. 

Die Unterschiedlichkeit dieser vier Modi des Wandels lässt sich in einem zweidimensionalen Raum 
anhand der Zeitachse sowie anhand des Grads an qualitativer Veränderung gegenüber vorausgehen-
den Ereignissen darstellen. 

Abbildung 3: Eine Typologie verschiedener Modi des Wandels 

 

Quelle: Fichter und Clausen (2013, S. 86) 
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4 Hemmnisse und Pfadabhängigkeiten bei radikalen Systeminno-
vationen 

Neben der Betrachtung des zeitlichen Ablaufs von Ereignissen im Pfadkonzept (vgl. oben), möglichen 
Schlüsselereignissen und Kontingenz sind besonders Pfadabhängigkeiten Gegenstand der Analyse der 
Pfadforschung. Denn eine Politik, die ökologische Probleme lösen und Umweltinnovationen zum 
Durchbruch auf vielen Märkten verhelfen will muss in der Lage sein, Widerstände zu überwinden. 
Vielfach wurden und werden Bemühungen des Staates zum ökologischen Wandel durch starke 
Pfadabhängigkeiten zunichte gemacht. Häufig beschränkt die Politik ihre Maßnahmen auf weiche 
Maßnahmen der Information und Kommunikation, deren Wirkung oft begrenzt bleibt. Insoweit ist 
von Bedeutung, dass die „Radikalität der Lösungen zur Radikalität der Probleme“ passen muss (Ul-
rich, 2018). Die Radikalität der Probleme findet dabei nicht nur in einem fortschreitenden Klimawan-
del und einer stark gefährdeten biologischen Vielfalt oder einer großräumigen Belastung des Grund-
wassers mit Nitrat ihren Ausdruck, sondern auch in den vielfältigen Widerständen, die sich aus der 
Stabilität der bisher dominanten technologischen Regime ergeben. Die Transformationsforschung 
mit ihrem Fokus auf Systemtransformationen hat die Bedeutung seit Langem erkannt (Geels, 2014a; 
Kemp, 1994; Unruh, 2000, 2002) und leistet eine große Zahl von Beiträgen zur Analyse von Pfadab-
hängigkeiten, teilweise auch mit Fokus auf einzelne Regime wie z.B. das der Mobilität (Geels, 2012) 
oder des Energiesystems (Geels, 2015).  

Die Analyse von fünf Typen verschiedener Pfadabhängigkeiten in 15 Feldern der Transformation im 
Rahmen des Projektes „Evolution2Green“ förderte einige interessante Erkenntnisse zu Pfadabhängig-
keiten zutage (Clausen & Fichter, 2017; Kahlenborn, Clausen & Behrendt, Siegfried, 2019):  

Die Basis einiger rechtlichen wie auch organisatorischer Pfadabhängigkeiten bilden falsche oder an-
gesichts der ökologischen Herausforderung nicht mehr zeitgemäße Grundannahmen, auf deren Ba-
sis Recht entsteht oder Organisationen geführt werden. Solche von Schein (1985, S. 14) als „unhinter-
fragte Grundannahme“ charakterisierte Entscheidungsgrundlagen können sehr effektiv und langan-
haltend Änderungen hemmen. So folgt z.B. ein immer weiter geführter Ausbau des Straßennetzes 
der Annahme, dass mehr Straßeninfrastruktur zu mehr Wohlstand führen würde (Clausen, 2017a). 
Für Deutschland ist jedoch festzustellen, dass deutliche Wachstumseffekte durch Infrastrukturausbau 
auf nationaler Ebene nicht mehr stattfinden (Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung (Hrsg.), 2010, S. 92). Insbesondere bei der Betrachtung infrastrukturell bereits gut erschlosse-
ner Regionen wird kein Wachstumseffekt gefunden (UBA (Hrsg.), 2005, 2008). Auch in den Feldern 
Energie und Lebensmittel führen nicht mehr zeitgemäße Grundannahmen zu einem sehr niedrigen 
Niveau des Umweltschutzes (Clausen & Fichter, 2017).  

Kostendruck und hohe Pfadwechselkosten stehen einem Pfadwechsel genauso entgegen wie feh-
lende Technologien und Infrastrukturen, deren Entwicklung bzw. Bereitstellung ihrerseits mit Pfad-
wechselkosten verbunden ist. Der Minimierung von Pfadwechselkosten sollte u.U. höhere Aufmerk-
samkeit zukommen.  
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Die Zufriedenheit vieler NutzerInnen mit den Eigenschaften und Kosten „klassischer“ Produkte (bzw. 
der angenommene und kommunizierte Zusatznutzen neuer Produkte) ist ein möglicherweise von der 
Umweltpolitik häufig unterschätztes Faktum. Die zu beobachtende Zufriedenheit mit nicht-nachhalti-
gen Verhaltensmodi wie z.B. einem hohen Fleischkonsum, übertriebener Mobilität oder einem bei 
niedrigen Brennstoffkosten preiswert zu heizenden, aber nicht energetisch sanierten Haus, führt ei-
nerseits zu nur geringen Anreizen, sein Verhalten zu ändern, andererseits begrenzt es die Zahlungs-
bereitschaft für einen aus nachhaltigeren Konsumformen erwachsenden finanziellen Mehraufwand.  

Im Rahmen des Projektes „Go“ wird das Innovationsfeld der gebäudebezogenen Wärmeversorgung 
im Mittelpunkt stehen. Die Analyse der Pfadabhängigkeiten rund um die Wärmeversorgung lässt drei 
zentrale Pfadabhängigkeiten erkennen (Clausen & Fichter, 2017, S. 80):  

Sowohl die vorhandenen, unsanierten Gebäude wie auch die fehlenden Wärmenetzstrukturen erfor-
dern extrem hohe Pfadwechselkosten und dementsprechend eine lange Zeit für den Pfadwechsel.  

Die verteilten und manchmal komplexen Eigentumsstrukturen (Eigentümergemeinschaften) stellen 
im Kontext hoher Pfadwechselkosten eine besondere organisatorische Herausforderung für die ca. 
8% der Wohngebäude dar (Führ et al., 2018, S. 24), in denen Selbstnutzer gemeinsam Mehrfamilien-
häuser bewirtschaften.  

Der nicht wirksam funktionierende Emissionshandel führt zusammen mit der Zögerlichkeit der Bun-
desregierung bei Energiesteuern oder CO2-Abgabe zu niedrigen Preisen für fossile Energie und ist in 
Bezug auf die Vorschriften, die den Wandel fördern sollen, von Inkonsistenz und einem fast komplett 
fehlenden Vollzug geprägt. Die Anreizwirkung des Rechtsrahmens für den Pfadwechsel ist noch sehr 
begrenzt (Clausen & Fichter, 2017, S. 80).  
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5 Ansätze der Innovation-, Diffusions-, Exnovations- und Trans-
formationsforschung 

5.1 Innovationsforschung 
Im Kontext der Aufgabenstellung des Projektes (vgl. Kapitel 0) ist die Frage der Diffusion radikaler 
Systeminnovationen von höherer Bedeutung als das Innovationssystem, welches die Innovationen 
hervorbringt. Dennoch wird einleitend ein Blick auf das deutsche Innovationssystem und einige Be-
reiche der aktuellen Innovationsforschung geworfen.  

Zunächst ist festzuhalten, dass das deutsche Innovationssystem im internationalen Vergleich sehr er-
folgreich ist. Der Global Competitiveness Report des World Economic Forum bewertet die Qualität 
Deutscher Forschungsinstitutionen, die Publikationsaktivität wie auch die Zahl der Patentanmeldun-
gen mit der bestmöglichen Bewertung (World Economic Forum, 2018, S. 241). Auch die Höhe der 
F&E-Ausgaben und die Zahl von Patentanmeldungen im ausländischem Mit-Erfinder wird hervorra-
gend beurteilt. Insgesamt ist damit aus Sicht des WEF Deutschland das Innovationsland Nr. 1 (World 
Economic Forum, 2018, S. 241). Als weitere Indikatoren der Qualität des Innovationssystems misst 
das WEF die F&E-Zusammenarbeit von Unternehmen und Forschungsinstitutionen, die „Diversity of 
Workforce” und den „State of cluster development”. Auch personell ist das deutsche Innovationssys-
tem stark. Der Bundesbericht Forschung  und Innovation 2018 dokumentiert ca. 650.000 in der For-
schung und Entwicklung tätige Personen (Vollzeitäquivalente) (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung, 2018b, S. 69). 

Auch mit Blick auf das Fokusfeld gebäudebezogene Wärmeversorgung erweist sich das deutsche In-
novationssystem als durchaus erfolgreich. So erfolgte im Vorfeld der Programmerstellung des 7. EFP 
eine Bewertung von Technologien für die Energiewende, um die Vielfalt der Technologien hinsicht-
lich des jeweiligen Technological Readines Levels (Enterprise Europe Network Berlin Brandenburg, 
2014; European Commission, 2014) zwischen 1 (Grundlagenforschung) bis zu 9 (Kommerzialisierung) 
zu bewerten und Forschungsbedarf zu identifizieren (Wuppertal Institut, Fraunhofer ISI & IZES, 
2018).  Im Rahmen dieser Studie wurden 17 Technologien der Gewinnung erneuerbarer Wärme, 14 
Technologien der Gebäudeenergieeffizienz und drei Wärmepumpentechnologien identifiziert und 
den jeweiligen TRL zugeordnet.  
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Abbildung 4: Technologien mit Bedeutung für Gebäudewärme nach TRL 

 

Quelle: auf Basis von Daten des Wuppertal Institut et al. (2018), die Einstufung erfolgte für „halbe“ TRL gemein-
sam mit dem jeweils niedrigeren Wert. Die TRL 5 setzen sich also z.B. aus Fällen zusammen, die mit TRL 5 und 
TRL 5-6 bewertet wurden.   

Von den insgesamt 34 nach TRL eingestuften Technologien befinden sich nur 4 in den Phasen der 
Grundlagenforschung (TRL 1) und Technologieentwicklung (TRL 2 bis 4). 25 Technologien befinden 
sich in Stadien der Erprobung und Demonstration (TRL 5 bis 8) und nur 5 befinden sich am Beginn der 
Kommerzialisierung. Die zahlreichen Technologien, die es noch nicht aus der „Demonstration“ heraus 
geschafft haben deuten darauf hin, dass die Gefahr besteht, dass die Ergebnisse von Grundlagenfor-
schung und anwendungsorientierter Forschung ins Leere laufen und eine erfolgreiche Kommerziali-
sierung nicht gelingt. Hier kritisiert sogar der BDI die Mittelverwendung im laufenden 6. EFP: „Die 
Forschungsförderung muss näher an die Marktvorbereitung und den Markthochlauf von Produkten 
und Verfahren heranrücken. Bislang klafft hier eine eklatante Lücke“ (Epoch Times, 2017). Damit 
spricht der BDI das sogenannte „Valley of Death“ an, eine Periode, in dem F&E zusehends Marktnähe 
erreicht und so mit der Begründung der Wettbewerbsneutralität nicht mehr öffentlich gefördert 
wird. 
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Die Frage der erfolgreichen Kommerzialisierung und der Überwindung des Valley of Death ist auch 
Gegenstand der zunehmenden Forschung zu Unternehmensgründungen als Akteur des Innovations-
geschehens. Auf Gründungen werden insgesamt über zwei Drittel aller Innovationen (Kauffman Cen-
ter for Entrepreneurial Leadership, 1999, S. 4) und 95 % der Grundlageninnovationen (Timmons, 
1998, S. 11) seit dem zweiten Weltkrieg zurückgeführt. Fichter und Clausen (2013, S. 275) zeigen, 
dass mehr als die Hälfte der nachhaltigen Produktinnovationen, die grundlegende Neuerungen dar-
stellen, auf Unternehmen zurückgeführt werden können, die eigens für diese Innovation gegründet 
wurden. Auch im Kontext der Wärmeversorgung von Gebäuden ist der Einfluss „grüner“ Gründungen 
nicht übersehbar. Sie spielten bei der Genese fast aller erneuerbarer Wärmetechnologien wie auch 
um Bau von Niedrigenergie- und Passivhäusern eine wesentliche Rolle (Fichter & Clausen, 2013, S. 
163). Bei einigen der hier wichtigen Innovationen handelt es sich um „Grundlageninnovationen mit 
hohem Verhaltensänderungsbedarf“, z.B. bei Wärmenetzen und –speichern, aber auch bei Bioener-
giedörfern. Der „Diffusionspfad“ dieses Innovationstyps ist besonders reich an Hemmnissen und da-
her langsam. Häufig sind Unternehmensgründungen dabei, dennoch diese harten Nüsse zu knacken 
(Fichter & Clausen, 2013, S. 245). Um hier aus der Nische heraus Erfolg zu haben, bedarf es der Ver-
netzung, des Aufbaus von Institutionen und Verbänden und ganz allgemein intensiver Interaktion.  

Aus verschiedenen Richtungen werden gegenwärtig lernende Innovationssysteme gefordert (Edler, 
Cunningham, Gök & Shapira, 2013; Kuhlmann, Stegmaier & Konrad, 2019; Lindner, Daimer, Beckert & 
Heyen, 2016). Führ et al. (2018, S. 99) zitieren hierzu Elinor Ostrom: „Niemand weiß sicher, was funk-
tionieren wird, deshalb ist es wichtig, ein System zu bauen, das sich schnell entwickeln und anpassen 
kann.“  Grundlage der Anpassungsfähigkeit ist dabei neben der Funktion des Lernens auch die Vielfalt 
der verfügbaren Methoden bzw. Technologien. Van Rijnsoever, van den Berg, Koch & Hekkert (2015) 
weisen darauf hin, dass die Förderung von Innovationen durchaus die Möglichkeit hat, eine Vielfalt 
technischer Lösungen zu fördern oder zu unterdrücken. Dabei arbeiten sie in ihrer Untersuchung 
über Biogastechnologien heraus, dass immer dann, wenn zentrale Akteure in vielen F&E-Projekten 
vertreten sind, der Wissenspillover maximiert wird und die Breite der letztlich entstehenden Techno-
logien sich einschränkt (van Rijnsoever et al., 2015). Sie geben damit zu bedenken, dass die Förde-
rung kleiner und unverbundener Teams das Potenzial bietet, ein breiteres Spektrum an Technologien 
zu erhalten.   

Mit der steigenden Komplexität und Dynamik von Innovationsprozessen haben in der Innovationsfor-
schung in den letzten Dekaden interaktive Konzeptionen an Bedeutung gewonnen (Fichter, 2014). 
Dabei wird das Wechselspiel zwischen Kontexten und Akteuren des Innovationsprozesses in den Mit-
telpunkt gerückt und u.a. nach der Rolle von „Schlüsselakteuren“ und ihrer Vernetzung gefragt. Em-
pirische Untersuchungen konnten zeigen, das gerade bei radikalen Innovationen das Vorhandensein 
und die Leistungsfähigkeit von sogenannten „Innovation Communities“ einen wesentlichen Erfolgs-
faktor darstellt (Beucker, Bunzel, Bergset & Fichter, 2012). Das Konzept der Innovation Community 
baut auf das seit den 1970er Jahren entwickelte Promotorenmodell auf (Gemünden, Salomo & 
Hölzle, 2007) und definiert diese als ein Promotorennetzwerk, d.h. als ein Netzwerk von gleich ge-
sinnten Personen, oft aus verschiedenen Institutionen (Unternehmen, Forschungseinrichtungen, Ver-
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bände, Politik usw.), die über Organisationsgrenzen und verschiedene Ebenen des Innovationssys-
tems hinweg konkrete Innovationsvorhaben und Transformationsprozesse vorantreiben (Fichter, 
2012). Das Konzept ist für das Vorhaben von besonderem Interesse, da es auf die Kooperation von 
Promotoren auf verschiedenen Ebenen eines Innovationssystems fokussiert und sowohl als Erklä-
rungsmodell für radikale Systeminnovationen dienen kann als auch als handlungsleitende Strategie 
für die aktivierende Rolle des Staates in der Umweltinnovationspolitik.  

Als Methodik zur Planung solcher Strategien und als ein neuartiger Governance-Mechanismus wird in 
den letzten Jahren der Ansatz des kooperativen Roadmapping diskutiert (Behrendt & Fichter, 2011). 
Das Vorhandensein einer Roadmap allein bewirkt allerdings aus sich heraus keine Veränderung. Nicht 
umsonst fordern die Leitfäden für erfolgreiches Roadmapping die Einbindung der wesentlichen Ak-
teure und Machtpromotoren in den Roadmappingprozess. Es erscheint jedoch aussichtsreich, den 
Ansatz des kooperativen Roadmapping und den der Innovation Community zu verbinden. In den 
Roadmappingprozess würden insoweit nur Akteure eingebunden, die der angestrebten Systemtrans-
formation positiv gegenüberstehen und die Roadmap würde als nicht öffentliches Planungsinstru-
ment für den Weg aus der Nische in den Mainstream genutzt.  

5.2 Diffusionsforschung 
Ziel marktbezogener Innovationen ist es grundsätzlich, die fertig entwickelten Produkt- oder Ser-
viceinnovation erfolgreich zu vermarkten. Auf einen Innovationsprozess folgt damit logisch der Pro-
zess der sukzessiven Diffusion der Innovation in Markt und Gesellschaft (Rogers, 2003).   

Den wirtschaftlichen Erfolg von Innovationsaktivitäten misst der Bundesbericht für Forschung und 
Entwicklung (Bundesministerium für Bildung und Forschung, 2018b) anhand des Umsatzes, der mit 
„neuen oder merklich verbesserten Produkten (Bzw. Marktneuheiten) des zurückliegenden Dreijah-
reszeitraums erzielt worden ist“ (Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), 2018, S. 14). 
Diesen Wert beziffert der Bundesbericht auf 719 Mrd. € bzw. 13,6% des Gesamtumsatzes. Die Aussa-
gekraft dieses Indikators kann allerdings angezweifelt werden. Zum einen ist die Formulierung 
„merklich verbessert“ nur bedingt geeignet, in einer Selbstauskunft von Unternehmen wirksam wirk-
lich Innovatives einzugrenzen, zum anderen sagt der gemessene Wert letztlich auch aus, dass 86,4% 
der Umsätze mit herkömmlichen Produkten erzielt werden.  

Aus Sicht des World Economic Forum spiegelt sich die erfolgreiche Kommerzialisierung und damit 
letztlich die Verbreitung von Innovationen in den beiden Indikatoren „Buyer Sophistication“, worun-
ter mehr Qualitätswettbewerb und weniger Preiswettbewerb verstanden wird, sowie die Häufigkeit 
der Anmeldung von Handelsmarken (World Economic Forum, 2018, S. 241). Ob mit diesen Indikato-
ren der Erfolg der Kommerzialisierung von Innovationen sinnvoll gemessen werden kann, ist zu be-
zweifeln.   

So weist einiges darauf hin, dass Diffusion ein komplexer Prozess ist, der sich weder einfach beschrie-
ben noch in seinem Erfolg unproblematisch messen lässt. Die Diffusionsforschung (Fichter & Clau-
sen, 2013, 2016; Rogers, 2003; Rogers, Medina, Rivera & Wiley, 2005) zeigt denn auch, dass die Ver-
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breitung von Produkten und Dienstleistungen in den jeweiligen Märkten von vielerlei Faktoren ab-
hängig ist und sich der einzelfallorientierten Steuerung oft verschließt. Die Wirkung von Leitmarkt-
strategien, die Gruppen von Innovationen adressieren, aber auch die Wirkung von politischen Instru-
menten mit Auswirkung auf Gruppen von Innovationen wie die ordnungsrechtlich wirksame Ökode-
signverordnung und das ökonomisch wirkende EEG konnte dagegen nachgewiesen werden (Clausen 
& Fichter, 2019a). Die extremen Unterschiede, die zwischen unterschiedlichen Effizienzinnovationen 
hinsichtlich des Verbreitungsgrades zu beobachten sind (vgl. Abb. 1), deuten auf eine mangelnde Ko-
ordination des Staates (Clausen & Fichter, 2019a). Dies gilt auch für andere untersuchte Umweltinno-
vationsfelder.  

Im Detail wird in der Untersuchung von Clausen und Fichter (2019a) deutlich, dass in der ersten 
Phase der Verbreitung im Markt primär die Distribution (Anbieter, Händler) und die marktbezogene 
und öffentliche Kommunikation (Intermediäre, Medien, Kampagnen) verbessert werden. Der so ent-
stehende Market Push kann durch Information und Kommunikation, aber auch durch Vernetzung 
oder Kooperation mit Branchen, politisch unterstützt werden. Allein durch Market Push wird aber 
keine Verbreitung in den Massenmarkt erreicht.  

Für die reale Erschließung des Massenmarktes spielt primär das Produkt selbst und eine gute Kosten-
Nutzen Relation eine Rolle. Die Kosten-Nutzen Relation wird dabei einerseits von Produktnutzen und 
den Herstellkosten bestimmt, andererseits auch vom politischen Rahmen der Marktpreise. Die Inter-
nalisierung externer Kosten ist genauso wie die Abschaffung umweltschädlicher Subventionen von 
hoher Bedeutung für die mögliche Diffusion von Umweltinnovationen, die sich im Wettbewerb mit 
herkömmlichen Produkten befinden.  

Staatliche Eingriffsmöglichkeiten bestehen in wirksam angelegten Förderprogramme, aber auch in 
der Förderung von Folgeinnovationen, die z.B. die produktionstechnische und kostensenkende Opti-
mierung der Innovation zum Ziel haben und so die Kosten-Nutzen-Relation mancher umweltentlas-
tender Produkte verbessern können. Eine erhebliche Bedeutung könnte dabei der produktionstech-
nischen Kompetenz zukommen. Der durch Akteure aus dem Werkzeugmaschinenlabor der RWTH 
Aachen – und nicht durch Kraftfahrzeugspezialisten - entwickelte Elektrotransporter „Streetscooter“ 
macht den Zusammenhang beispielhaft deutlich (Clausen, 2017b). Er realisiert ein produktionstech-
nisch optimiertes und teilweise „frugales“ Fahrzeug zu einem attraktiven Kaufpreis und steht in ge-
wisser Weise für den Durchbruch der Elektromobilität im innerstädtischen Transport. Das Wissen-
schafts- und Technologie-Komitees des britischen House of Commons (House of Commons: Science 
and Technology Committee, 2013) hebt hervor, dass kleine Unternehmen wie auch Start-ups teil-
weise davon überfordert werden, parallel sowohl die Entwicklung des Produktes wie auch der Pro-
duktionstechnologie voranzutreiben. Durch öffentlich geförderte Test- und Erprobungseinrichtungen 
wie auch „experimental production facilities“ können KMU und Start-ups dabei unterstützt werden, 
die produktionstechnischen Entwicklung und Optimierung neuer Produkte voranzutreiben (House of 
Commons: Science and Technology Committee, 2013, S. 20).  

Die EU-Kommission (European Commission: Directorate General Environment, 2009) konstatiert ein 
zu niedriges Absatzniveau vieler Umweltinnovationen und sieht ein Henne-Ei-Problem: Der Anbieter 
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muss auf ersten Absatz warten, um finale Investments in Produkte und Produktion tätigen zu kön-
nen. Der risikoaverse Käufer jedoch wartet mit seiner Bestellung auf Referenzlisten und den endgülti-
gen Nachweis der Serienreife. Die Studie der Europäischen Kommission dokumentiert verschiedene 
Varianten einer gezielten öffentlichen Beschaffung innovativer Lösungen als nachfrageseitige Inno-
vationsförderung.  

Für die Diffusion von Umweltinnovationen ist darüber hinaus von Bedeutung, Vertrauen in die Inno-
vation zu ermöglichen und eine hohe Anschlussfähigkeit der Innovation an gewohnte Nutzungsmus-
ter zu erreichen. Seit einigen Jahren wird hier das Instrument der Reallabore verstärkt diskutiert und 
erprobt. In Reallaboren wird z.B. das Zusammenwirken verschiedener Umweltinnovationen auf sys-
temische Aspekte der Energieversorgung in Stadtquartieren untersucht und optimiert. Das 7. Ener-
gieforschungsprogramm (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2018, S. 18) beschreibt  Re-
allabore wie folgt: „Energieerzeugung und Verbrauch können nicht mehr losgelöst voneinander be-
trachtet werden, sondern müssen in einem vernetzten Energiesystem zusammen gedacht werden. 
So sind etwa die Entwicklung intelligenter Energieinfrastrukturen, ihre Vernetzung in Quartieren, die 
Sektorkopplung oder die Digitalisierung Themen, die sich unter künstlichen Bedingungen im Labor-
raum nicht ausreichend erforschen lassen.“ 

Walz et al. (2017) betonen, die Nutzerintegration in den Innovationsprozess in Reallaboren könne 
einen Beitrag dazu leisten, die Kompatibilität von Innovationen zu erhöhen und Unsicherheiten zu 
reduzieren. Dabei besteht das Risiko, primär Nutzerpioniere einzubeziehen. Diese sind aber für den 
späteren Diffusionsprozess eine wenig repräsentative Gruppe. Die „Heterogenität realweltlicher Nut-
zungsmuster“ zu spiegeln ist daher in Reallaboren wichtig (von Geibler et al., 2013, S. 9 ff). Von Geib-
ler et al. (2016, S. 30) sehen es als wichtig an, die Bedeutung von milieuspezifischer Differenzierung 
für das Nutzerverhalten zu erkennen und die Ableitung von Handlungsempfehlungen entsprechend 
zu fokussieren.   

Interessant wäre auch die Initiierung „großer Reallabore“ in der Größe einer Stadt, eines Landkreises 
oder später eines kleinen Bundeslandes, in denen z.B. eine 100% regenerative Wärmeversorgung so-
wie eine Vielfalt und Vielzahl an Wärmespeichern realisiert wird. 

5.3 Exnovationsforschung 
Zwei Drittel der in den letzten 30 Jahren auf den Markt gebrachten nachhaltigen und ökologischen 
Innovationen schaffen es nicht aus der Nische in den Massenmarkt (Clausen & Fichter, 2019a). Inno-
vations- und Nischenmanagement ist also wichtig, aber angesichts einer notwendigen Verbreitung 
zentraler Innovationen in den Massenmarkt könnten Innovationsprojekte sogar einen ambivalenten 
Charakter entwickeln. Während der Staat Innovations- und Demonstrationsprojekte sowie Realla-
bore auf der Suche nach immer wieder Neuem finanziert, vergeht die Zeit und die Massenmärkte 
bleiben weitgehend unverändert. Die umweltentlastenden Potenziale der Diffusion von Innovationen 
bleiben ungenutzt. Das bedeutet nicht, dass Nischen nicht wichtig sind. Aber ihr gesellschaftsverän-
dernder Erfolg hängt in hohem Maße von Maßnahmen zur Destabilisierung des Regimes (Beyer, 
2006) und zur Exnovation alter Lösungen (Antes, Eisenack & Fichter, 2012; David, 2016) ab.  
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Der Begriff der Exnovation wurde zunächst auf der Adopterseite genutzt. Akteure der medizinisch-
klinischen Forschung nutzten den Begriff für den Prozess, überholte und „falsche“ Praktiken zu been-
den und durch neue „richtige“ Praktiken zu ersetzen (Kimberley, 1981; Kimberley & Evanisko, 1981). 
Eine Auswertung von 120 Fachartikeln mit Bezug zu Exnovationsfragen zeigt, dass eine Vielzahl un-
terschiedlicher Konzepte von Exnovation vorliegen (David, 2015). Neben den organisationssoziologi-
schen Konzepten zur Änderung von Praktiken (Clark & Staunton, 1994, S. 12; Yin, 1979) findet David 
den Exnovationsbegriff als Bestandteil von Phasen und Kreislaufmodellen (Paech, 2006). Innerhalb 
der nachhaltigkeitsbezogenen Innovationsforschung greifen Paech (2005, S. 69 f.) und Fichter (2005, 
S. 95 ff.) das Konzept der Exnovation erstmalig auf und betonen, dass in vielen Fällen die erfolgreiche 
Verbreitung einer Innovation (Diffusion) von der gleichzeitigen Exnovation konkurrierender Praktiken 
oder Technologien abhängt.  

Die meisten dieser Konzepte fokussiert auf einzelne Ebenen oder Faktoren des Innovations- bzw. Dif-
fusionssystems wie z.B. Einflussfaktoren der Politik oder die Rolle von Change Agents auf sektoraler 
oder organisationaler Ebene.  

Tremel (2015, S. 215) vermutet, dass Prozesse des Aufhörens anderen Logiken folgen als Prozesse 
des Anfangens und hebt am Beispiel der Beendigung der Sklaverei eine Reihe von Aspekten hervor:  

▪ Im Falle der Exnovation müssen auch diejenigen aufhören etwas zu produzieren, zu nutzen oder 
zu praktizieren, die bisher daraus Nutzen gezogen haben. Neben denjenigen, die unmittelbar als 
Unternehmer Gewinne aus einer Praktik ziehen, geht es auch  um die große Masse derjenigen, 
die „nur“ niedrige Preise oder Bequemlichkeit genießen. Exnovation hat damit nicht nur Gegner 
bei den großen wirtschaftlichen Akteuren des Regimes, sondern auch auf Seite der Konsumenten 
(Tremel, 2015, S. 216), von denen z.B. die „schlecht gedämmte Pendlerin“ in der Debatte um die 
CO2-Steuer gerade an Prominenz gewinnt. 

▪ Abschaffung gelingt nur, wenn alle aufhören. Und das geht nur über den Staat (Tremel, 2015, S. 
216).  

▪ Eine staatliche Vorschrift zur Exnovation erfordert im Regelfall einen politischen Konsens. Die 
„kommunikative Herausforderung auf dem Weg zu dieser Mehrheit besteht darin, die Abschaf-
fung der etablierten Praxis trotzdem wünschenswert erscheinen zu lassen“ (Tremel, 2015, S. 217). 

▪ Die Durchsetzung der Abschaffung der Sklaverei gelang in England durch staatliche Kompensati-
onszahlungen an die bisherigen wirtschaftlichen Großprofiteure, in den USA durch einen Bürger-
krieg (Tremel, 2015, S. 218). 

▪ In England gingen einige Zeit später dieselben Leute, die für die Abschaffung der Sklaverei pro-
testiert hatten,  wieder auf die Straße, weil sie billigen Sklavenzucker aus den Kolonien anderer 
Länder kaufen wollten, denn der im britischen Weltreich von befreiten Sklaven produzierte Zu-
cker war ihnen zu teuer geworden (Tremel, 2015, S. 220).  
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Das Beispiel der Sklavenhaltung ist insoweit lehrreich, als hier schon Mitte des 19. Jahrhunderts Pro-
zesse beschrieben werden, in denen wir sowohl die hohen Kosten des Kohleausstiegs wie auch die 
„Gelbwesten“ erahnen können.   

Wenig hilfreich für die Konzeption und Instrumentierung von Exnovationsprozessen scheinen hier all 
die Exnovationsprozesse, die weitgehend widerstandslos abgelaufen sind. Die Ablösung der Segel-
schiffe durch Dampfschiffe (Geels & Schot, 2007, S. 410), der Dampflokomotiven durch solche mit 
Diesel oder Elektroantrieb oder der analogen durch die digitalen Kameras fand eher aufgrund funkti-
oneller oder effizienzbezogener Vorteile statt. In all diesen Fällen haben sich die großen wirtschaftli-
chen Akteure letztlich dem neuen Produkt zugewandt, und auf ihren Werften eben jetzt Dampf-
schiffe gebaut oder in ihren Elektrolokomotiven Fabriken hergestellt. Widerstand von Seiten der Nut-
zer der jeweiligen Produkte ist durchweg nicht dokumentiert. Geels und Schot (2007, S. 410) betonen 
hier die Bedeutung der technologischen Substitution, die zwar zum Verschwinden des jeweils domi-
nanten Designs führt, deren Hersteller aber die Chance zu einem Wandel belässt. 

Für Kohlekraftwerke mit ihrer nur scheinbar billigen Stromproduktion, Verbrennungsmotoren,  Öl- 
und Gasheizungen wie auch Kunstdünger und chemische Pestizide mit den durch sie möglichen billi-
gen Nahrungsmitteln wird jedoch ein Exnovationsprozess gefordert, da diese aufgrund ihrer uner-
wünschten Externalitäten für die Gesellschaft moralisch mit Blick auf die Interessen zukünftiger Ge-
nerationen unannehmbar werden. Die Fälle erinnern grundsätzlich an die Abschaffung der Sklaverei, 
die ebenfalls aus moralischen Gründen gefordert wurde. In all diesen Fällen ist Widerstand in Anleh-
nung an Tremel (2015) nicht nur von den starken wirtschaftlichen Akteuren zu erwarten, sondern 
auch von der breiten Masse derjenigen, die von der Nutzung der bisher billigen Produkte profitieren 
bzw. einfach nur an sie gewöhnt sind. Im System von Geels und Schot wären diese Fälle  dem de-a-
lignment and re-alignment Pathway zuzuordnen, da bei Beginn der Transformation letztlich nicht 
komplett deutlich ist, welche Lösung sich später als dominantes Design etablieren würde (Geels & 
Schot, 2007, S. 408). Bei der Konzeption der politischen Steuerung von Transformations- und Exnova-
tionsprozessen ist die Komplexität der Entwicklungen und zu erwartenden Reaktionen auf der Seite 
der Anbieter wie auch auf Seite der Abnehmer mit ihren verschiedenen Pfadabhängigkeiten daher zu 
berücksichtigen. 

Insgesamt ist planvolle Exnovation bisher selten. Die deutsche „Kohlekommission“ (Kommission 
Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung, 2019) gehört zu den ersten Prozessen dieser Art. In 
den Fallstudien des Forschungsprojektes „Evolution2Green“ wurde eine einigermaßen planvolle De-
stabilisierung nur im Fall der dänischen Wärmeversorgung beobachtet (Clausen & Beucker, 2019; 
Tappeser & Fromm, 2018). Anfang der 1970er Jahre hatte sich eine Koalition der sozialdemokratisch 
geführten Minderheitenregierung sowie der größeren Energieversorgungsunternehmen gebildet, die 
eine auf Nuklearenergie basierende Energieversorgung bevorzugte. Diese Koalition wurde um 1979 
erfolgreich in die neue Energiestrategie integriert, die auf der Nutzung erneuerbarer Energien, hohe 
Energieeffizienz und eine netzgebundenen Wärmeversorgung durch ausschließlich gemeinnützige 
Unternehmen setzte (Clausen & Beucker, 2019; Tappeser & Fromm, 2018). Eine Reihe von Exnovati-
onsaktivitäten führte zum Atomausstieg von Dänemark, der eigentlich ein Nicht-Einstieg war, zum 
Verbot der Direktheizung mit Strom sowie zu eingeschränkten Verboten des Einbaus von Öl- und 
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Gasheizungen (Clausen & Beucker, 2019). Der Fall zeigt dennoch, dass neben dem Fokus auf die posi-
tive Entwicklung von Nischen ein zusätzlicher Fokus auf die Destabilisierung des Regimes zu legen ist.   

5.4 Transformationsforschung 
Die Transformationsforschung betont seit ca. 20 Jahren das Denken in Systemtransformationen und 
weist auf die Bedeutung der Zusammenhänge innerhalb größerer soziotechnischer Systeme hin 
(Geels, 2002, 2014a; Kemp, 1994; Kemp, Schot & Hoogma, 1998; WBGU, 2011). Wittmeyer und Hol-
scher definieren Transformationsforschung wie folgt (Wittmeyer & Hölscher, 2017, S. 44):  

Transformationsforschung setzt sich mit grundlegenden Umwandlungsprozessen gesell-
schaftlicher Systeme in Richtung Nachhaltigkeit auseinander und unterstützt diese aus einer 
wissenschaftlichen Perspektive. 

Die Abgrenzung des im englischsprachigen Raum dominierenden Begriffs „Transition“ von „Transfor-
mation“ ist nicht einfach. Während nach Brand (2014, S. 249) eine Transition „eine strukturierte, ins-
besondere politisch-staatlich vermittelte Intervention“ ist, ist eine Transformation ein „umfassender 
sozioökonomischer, politischer und soziokultureller Veränderungsprozess“ (a.a.O.). Im Kontext des 
hier behandelten Themas der Governance radikaler Systeminnovationen schiene also, wenn diese als 
intentional gesehen wird, der Begriff Transition am besten zu passen und wäre auch an die internati-
onale Debatte anschlussfähig. Aber der schon der WBGU übersetzt den Titel seines Hauptgutachten 
von 2011 „Welt im Wandel. Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation“ (WBGU, 2011) ins 
Englische als „World in Transition. A Social Contract for Sustainability“. Mit Blick auf den in Deutsch-
land stärker verbreiteten Begriff der Transformation haben wir uns daher entschieden, diesen im Be-
wusstsein der oben aufgeführten Unterschiede dennoch auch für eine intentional herbeigeführte 
Transformation zu nutzen. Eine detaillierte Diskussion der definitorischen Abgrenzung findet sich bei 
(Wittmeyer & Hölscher, 2017, S. 44ff).    

Nischen sind für die Transformationsforschung von hoher Bedeutung, denn in ihnen entstehen be-
sonders radikale Innovationen und finden ihre erste Anwendung. Da Nischenakteure nicht am Re-
gime beteiligt sind (oder es aus persönlichen Gründen verlassen haben könnten), ist es für sie einfa-
cher, Ideen zu verfolgen, die im Widerspruch zu gemeinsamen Überzeugungen und Werten des Re-
gimes stehen. Insbesondere Grundlageninnovationen sind daher Gegenstand von Aktivitäten von Er-
findern und Unternehmern in Nischen. Fichter und Clausen (2013) haben gezeigt, dass mehr als die 
Hälfte der grundlegenden und umweltentlastenden Produktinnovationen auf Unternehmer zurückzu-
führen ist, die außerhalb der Mainstream-Firmen der jeweiligen Systeme angesiedelt sind. Aktivitä-
ten in Nischen werden oft vom Staat gefördert, um Innovationen und die Demonstration neuer Lö-
sungen zu ermöglichen. 
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Abbildung 5: Die Ebenen der Multi-Level Perspective 

 
Quelle: auf Basis von Geels (2002) und WBGU  (2011)  

5.4.1 Entwicklung von Nischen 
Innerhalb der Nischen können nicht-mainstream Werte und Ziele artikuliert werden. Es gibt Lernpro-
zesse und viel Vernetzung (Kemp et al., 1998). Nischen werden daher als wichtiger Raum für die För-
derung des Wandels angesehen (Geels, 2012; Kemp et al., 1998) und es wurden Konzepte des Ni-
schenmanagements entwickelt. Es bezieht sich auf den Prozess der gezielten Steuerung von Nischen-
bildungsprozessen durch Innovationen, Gründungen und die Erprobung neuer Lösungen in Nischen-
märkten.  

Im Projekt „Evolution2Green“ wurden Erfolgsfälle untersucht, in denen in wesentlichen Problemfel-
dern der Umweltpolitik auf regionaler oder nationaler Ebene deutliche Fortschritte bei der Umgestal-
tung von Märkten und der Diffusion von Innovationen erreicht wurden. Mit Blick auf die angestrebte 
grundlegende Veränderung soziotechnischer Regime konnten hier vier unterschiedliche Modi des 
Wandels unterschieden werden.  
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Abbildung 6: Modi des Wandels in der Multi-Level Perspective 

 

Quelle: auf Basis von Geels (2002) und WBGU  (2011). 

Modus 1 des „Scheiterns“ beschreibt den Versuch, aus einer Nische heraus eine Initiative zur Verän-
derung des Systems zu starten, der aufgrund der Stärke und Stabilität des Systems scheitert. Ein Bei-
spiel sind hier die Versuche der grünen und sozialdemokratischen Politik, in den 1980er Jahren durch 
die Beschlussfassung zu einem Stromeinspeisungsgesetz die Verbreitung alternativer Energieformen 
in der Stromerzeugung zu fördern. In den Jahren 1987 und 1988 scheiterten zwei Anläufe eine solche 
Gesetzgebung im Bundestag zu erreichen (Berchem, 2006; Hirschl, 2007).  

Auch Modus 2 als „äußeres Ereignis“ lässt sich am Beispiel des Stromeinspeisungsgesetzes exempla-
risch zeigen. Denn 1990 konnte eine Änderung der Gesetzeslage erfolgreich erreicht werden. Der 
Grund des Erfolges waren indirekte Auswirkungen eines weltpolitischen Ereignisses: In Folge der 
Wiedervereinigung waren die deutschen Stromkonzerne als wesentliche Akteure des etablierten 
Energieregimes insoweit „anderweitig beschäftigt“, als sie intensiv an der gesellschaftlich umstritte-
nen Übernahme der ostdeutschen Stadtwerke arbeiteten. Eine zweite Front der Auseinandersetzung 
wollten sie vermeiden und sie unterschätzten wohl auch die Langfristfolgen des Stromeinspeisungs-
gesetzes (Bruns, Köppel, Ohlhorst & Schön, 2008, S. 44; Clausen, 2017c, S. 11). Mit Blick auf Modus 3, 
die erfolgreiche Einleitung eines Systemwechsels, war die (vorübergehende) Schwäche des Regimes 
von zentraler Bedeutung. Andere Typen „äußerer Ereignisse“, die im Rahmen von Evolution2Green 
beobachtet wurden, waren technische Innovationen (auch aus anderen Sektoren) und Umweltverän-
derungen, wobei „wahrnehmbare“ Belastungen durch Lärm oder schlechte Luft eine wichtigere Rolle 
spielten als der Klimawandel.   
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Modus 3, die „erfolgreiche Einleitung eines Systemwechsels“, wurde im Fall der Elektromobilität 
durch die Schwäche des etablierten Regimes in Norwegen, Kalifornien und den Niederladen möglich 
gemacht (Clausen, 2017d, 2017e; Perleberg & Clausen, 2017). In allen diesen Ländern waren keine 
starken Unternehmen der Automobilindustrie vorhanden - insbesondere keine Konzernzentralen -, 
die deutlich Widerstand gegen die jeweiligen politischen Initiativen geleistet hätten. In allen diesen 
Ländern spielten auch Landschaftsentwicklungen eine Rolle, von Bedeutung waren Luftverschmut-
zung in urbanen Räumen wie auch der Klimawandel. Der eigentliche Anlass einer stärkeren Marktver-
breitung war jedoch eine technische Innovation: durch die Verfügbarkeit der eigentlich für IKT-An-
wendungen produzierten Lithium-Ionen-Batterie auch für die automobile Anwendungen waren die 
angebotenen Produkte sowohl besser als auch preiswerter geworden.  

Modus 4 beschreibt die „Stabilisierung in der Nische“. Sie droht, wenn die Überwindung des domi-
nanten Regimes und die Etablierung eines Neuen Pfades endgültig nicht gelingen. Im Rahmen von 
Evolution2Green wurden hier einige Fälle aus dem Feld der Ressourceneffizienz gefunden, z.B. die 
Reparaturnetzwerke Vangerow (Behrendt & Göll, 2018). Das Fairphone oder die Repair-Cafés (Beh-
rendt & Göll, 2018), aber auch die Solidarische Landwirtschaft, Fahrradtaxis, das private Carsharing 
oder spezialisierte „Grüne Banken“ (Clausen & Fichter, 2019a) könnten sich in eine ähnliche Richtung 
entwickeln.  

Auch in den Studien zur Elektromobilität in Norwegen und Kalifornien zeigt sich in den Jahren 1990 
bis 2010 eine über viele Jahre stabile Nische, in der meist kleine und wenig massenmarkttaugliche 
Elektroautos produziert und von kleinen Gruppen auch genutzt wurden. Erst mit der Verbreitung der 
Lithium-Ionen-Batterie gelang der Ausbruch aus der Nische. Dass es sich in diesen Fällen um ein vo-
rübergehendes Scheitern (Modus 1) und nicht um einen endgültigen Verbleib in der Nische (Modus 
4) handelte, kann hier und in anderen Fällen erst im historischen Rückblick entscheiden werden. Die 
erfolgreiche Einführung der Elektromobilität in Norwegen, Kalifornien und den Niederlanden ist aber 
auch darauf zurückzuführen, dass die Automobilindustrie in diesen Ländern mit Produktionsstandor-
ten nicht vertreten und damit politisch vergleichsweise schwach ist. Die Drohung mit der Gefährdung 
von Arbeitsplätzen wird hier gegenstandslos. Auch die Durchsetzung des Stromeinspeisungsgesetzes 
in Deutschland gelang in einer Phase der Schwäche des etablierten Systems der Stromversorgung 
(Clausen, 2017c).  

5.4.2 Destabilisierung des Regimes und Exnovation 
Maßnahmen gegen das Regime sind in der Regel nicht Teil des Nischenmanagementkonzepts und 
stoßen, wenn geplant, auf heftigen Widerstand von Regimeakteuren. Denn charakteristisch für sozio-
technische Systeme ist, dass sie durch vielfältige Pfadabhängigkeiten stabilisiert werden (Clausen & 
Fichter, 2016, 2017; Kirchner, 2008; Nill, 2009; Unruh, 2000). Untersuchungen zeigen, dass die Über-
windung solcher Pfadabhängigkeiten durch auf einzelne Innovationen gerichtete Förderanstrengun-
gen vorbereitet werden kann, keinesfalls aber insgesamt erfolgreich zu leisten ist. Unruh (2002) 
warnt daher explizit vor einer Strategie der kontinuierlichen kleinen Verbesserungen oder des Ab-
wartens bis zu dem Punkt, an dem innovative Technologien in den gegeben Rahmenbedingungen 
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wirtschaftlich werden. Er plädiert für eine Politik, die kleine Krisen systematisch nutzt, um Änderun-
gen, auch des regulativen Rahmens, durchzusetzen. Geels und Schot (Geels & Schot, 2007) und Geels 
(2015) plädieren ebenfalls für ein koordiniertes Vorgehen, welches nicht nur auf die Entwicklung von 
Nischen, sondern auch auf Exnovation (gezielte Beendigung bisheriger Technologien und Praktiken) 
zielt, um so Raum für die Diffusion von Innovationen zu schaffen. Durch gezieltes Transition-Manage-
ment können so die Potenziale der Nische für den Mainstream erschlossen werden.  

Dabei ist der Weg von der neuen Idee bis zum Massenmarkt von Bedeutung. Der Prozess der voll-
ständigen Durchsetzung einer Umweltinnovation im Markt kann in drei Phasen charakterisiert wer-
den:  

F&E und Aufbau eines Nischenmarktes: In dieser ersten Phase kann eine funktionsfähige Alternativ 
entwickelt und erprobt werden. Die erschließbaren Nischenmärkte haben typischer Weise einen 
Marktanteil von 5 bis 10% der jeweiligen Märkte.  

Marktwachstum und beginnende Destabilisierung: Die Untersuchung von Clausen und Fichter 
(2019b) zeigt, dass bei einem Marktanteil von 5 bis 10% eine Art gläserner Deckel vorhanden zu sein 
scheint, über den hinaus ein Marktwachstum nur dann erfolgt, wenn wesentliche Hemmnisse der 
Adoption der jeweiligen Innovationen überwunden werden. Neben funktionalen Verbesserungen der 
alternativen Angebote sowie Maßnahmen der Kostensenkung ist oft erforderlich, die Preisvorteile 
konventioneller Angebote durch die Internalisierung externer Kosten zu reduzieren oder alternativ 
dazu hohe Förderungen auszuloben. Beide Maßnahmen können meist nur gegen starken Widerstand 
des Regimes durchgesetzt werden und erfordern erste Schritte der Destabilisierung (Beyer, 2006). 
Für Gesellschaft und Politik bedeutet dies, sich in dieser Phase zunehmend nicht mehr nur mit Inno-
vationen und Förderungskonzepten auseinanderzusetzen, sondern mit Machtstrukturen, Einfluss-
sphären und der Überwindung verschiedenster Pfadabhängigkeiten.   

Verdrängung der herkömmlichen Lösung durch Exnovation und Etablierung eines neuen dominan-
ten Designs: Die endgültige Durchsetzung einer Innovation in einem definierten Markt  und seine 
Etablierung als eine den Markt dominierende Lösung kann nur gelingen, wenn herkömmliche Pro-
dukte aus diesem Markt verschwinden, ihre Produktion, der Handel und Konsum also komplett ein-
gestellt werden. Diese dritte Phase der Durchsetzung einer Umweltinnovation im Markt kann als 
Etablierung eines neuen „dominantes Designs“ (Abernathy & Utterback, 1978) interpretiert werden. 
Diese Etablierung ist nicht nur mit positiven Nachrichten (Innovation und Wachstum), sondern auch  
mit negativen Nachrichten (Ende der Verfügbarkeit, Einstellung der Produktion, Schließung von Pro-
duktionsstätten) und erheblichen „battles of dominant design“ (Fernández & Valle, 2019) verbunden 
und insoweit innerhalb der Innovationsforschung nicht nur von besonderer Bedeutung, sondern auch 
von ungewöhnlichem Charakter.  

Im Kontext der Destabilisierung eines bestehenden Regimes unterscheiden Geels et al. (2016, S. 
898ff) verschiedene Transition-Pathways4: 

                                                           
4 Schon Geels und Schot (2007) haben Transition-Pathways unterschieden (transformation, reconfiguration, 
technological substitution, and de-alignment and re-alignment). Sowohl den de-alignment and re-alignment 
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▪ Schrittweise Neuausrichtung des bestehenden Regimes durch Anpassungen der etablierten Ak-
teure im Kontext von gesellschaftlichen Debatten und Straffung von Institutionen (Transforma-
tion Pathway). 

▪ Starker Einfluss der Nische und neuer Akteure und Substitution des dominanten Designs des 
etablierten Regimes durch eine oder mehrere Innovationen (Substitution Pathway), 

▪ Kooperation und neue Allianzen zwischen Nischenakteuren und Großakteuren des Regimes sind 
gerade im Umfeld von Innovationen geringeren Umfangs möglich (Reconfiguration Pathway). 

Ihre Analyse der Stromerzeugungssysteme in England und Deutschland zeigt die unterschiedlichen 
Wege, auf denen in Deutschland neue Akteure und neue Technologien eine stärkere Rolle spielten 
als in England (Geels et al., 2016). Die Analyse erkennt die Auswirkungen der Veränderungen auf die 
Stromkunden über die Veränderung von Preisen.  

Wechselwirkungen zwischen dem Aufbau von externem Druck, den Reaktionsstrategien der Industrie 
und der schrittweisen Schwächung des Regimes in der wechselvollen Geschichte der Destabilisierung 
des britischen Kohleregimes  in der Zeit von 1913 bis 1967 beschreiben Turnheim und Geels (2013). 
Ihre Konzeptualisierung der Regime-Destabilisierung basiert auf dem Triple-Embeddedness-Frame-
work (Geels, 2014a), das von einer mehrdimensionale Einbindung etablierter Industrien in das jewei-
lige Industrieregime, in das soziopolitische Umfeld und das ökonomische Umfeld ausgeht.  

Auch Newig, Derwort und Jager (2019) diskutieren in ihrer Untersuchung möglicher Transition-Pa-
thways die absichtsvolle Destabilisierung des Regimes. Aber auch diese Untersuchung beschränkt 
sich auf das Verhältnis von Staat, Großinstitutionen wie dem Militär und Großunternehmen aus der 
Chemie- und Energiebranche und lässt die Rolle von Verbraucherinnen und Verbrauchern im We-
sentlichen unbeachtet. Heyen bindet seine Analyse von Exnovationskonzepten stark an die institutio-
nellen Optionen für den Kohleausstieg und fokussiert die Analyse stark auf Unternehmen, Arbeitneh-
mer, Staat und Regionen (Heyen, 2016). Die Perspektive der Nutzerinnen und Nutzer von Produkten 
und Dienstleistungen mag auch deswegen in vielen dieser Arbeiten kaum eine Rolle spielen, weil 
viele von ihnen die Stromerzeugung behandeln, also einen Sektor der für den Endnutzer an der 
Steckdose ein eigentlich immer gleiches und nur über den Preis zu differenzierendes Produkt anbie-
tet. Ähnlich wie von uns schon im Feld der Diffusionsforschung gezeigt, (Clausen & Fichter, 2019b), 
hat der Fokus auf oft nur eine Branche Folgen für die Breite der Erkenntnisse.  

                                                           
Pathway, der sich zunächst durch eine Vielfalt technischer Alternativen auszeichnet, als auch den technological 
substitution Pathway, bei dem das neue dominante Design schon früh erkennbar ist, bringen sie mit dem Ver-
schwinden von früher dominanten Lösungen in Verbindung.   
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6 Governance-Konzepte in der Politikforschung  

Ziel der Politikforschung ist es gegenwärtig, Empfehlungen für ein lernendes Politiksystem zu liefern 
und Informationen als Basis für ein iteratives Nachjustieren der Umweltpolitik bereit zu stellen (Walz, 
Ostertag, Gandenberger & Bodenheimer, 2017). Die Umweltpolitik hat sich dabei in den letzten Jahr-
zehnten mehrfach umorientiert.  

Der erste Ansatz der Umweltpolitik in den 1970er Jahren bestand in einer stark auf Regulation ge-
richteten Politik, die durch Vorschriften für die Gestaltung und Genehmigung technischer Anlagen 
und Grenzwerte für Emissionen der Wirtschaft einen Rahmen für umweltverträgliches Wirtschaften 
setzen wollte. Ziel des regulativen Umweltrechtes ist es, Schutzgüter wie z.B. saubere Luft, Wasser 
oder Boden vor Verunreinigungen durch schädliche Emissionen zu schützen. Einen starken Fokus auf 
die rechtlichen Grundlagen des Umweltschutzes legt z.B. das Handbuch Umweltcontrolling (BMU & 
UBA, 2001, S. 77). Mit dem Fokus auf betrieblichen Umweltschutz wird hier ein Überblick über um-
weltbezogenes Recht des Anlagenbetriebs wie auch der Produktgestaltung gegeben, der sich aller-
dings ausschließlich der ordnungsrechtlichen Perspektive bedient. Im Gegensatz zu vielen anderen 
Publikationen zur Anwendung umweltpolitischer Instrumente widmet sich der Beitrag aber auch dem 
Vollzug des Rechtes, der der gesetzesgebundenen Verwaltung obliegt und formuliert den Imperativ: 
„Recht muss vollzogen werden“ (BMU & UBA, 2001, S. 81). Innerhalb der Differenzierung von Feaver 
und Evans (2015) dient dieser Ansatz des Umweltrechtes der Regelung umweltbezogener Sachfragen 
(social issues) mit klarem Regelungsziel. Aus Sicht von Feaver und Evans gilt hier: „Wenn die sozialen 
Auswirkungen einer gesellschaftlichen Praxis dadurch gekennzeichnet sind, dass sie systemische Aus-
wirkungen (entweder eine Bedrohung, einen Schaden oder einen Nutzen) haben, die sowohl hervor-
stechend sind als auch dringend Aufmerksamkeit erfordern, reguliert der Staat die  Praxis, die diese 
Auswirkungen hervorruft, indem er eine Praxis verbietet oder die Praxis vorschreibt“ (Feaver & 
Evans, 2015, S. 421, übersetzt durch die Verfasser). 

Wird dagegen ein Sachverhalt eher als Risiko charakterisiert, vollzieht sich eine entsprechende Ver-
schiebung entlang des öffentlich-privaten Kontinuums. „So kann beispielsweise ein gezielter Einsatz 
von Leistungsnormen und öffentlichen Inspektionen oder Audits durch Dritte anstelle der Ausübung 
von staatlichen Befugnissen sowohl effizienter als auch effektiver sein“ (Feaver & Evans, 2015, S. 422, 
übersetzt durch die Verfasser). 

Zieloffenes Handeln des Staates ist dann im Kontext der Förderung von Innovationen angemessen. 
Durch das Setzen von offenen Anreizen und durch das Anbieten von Förderungen sollen hier Akteure 
dazu gebracht werden, Neues zu erdenken und zu erschaffen. Im Gegensatz zum Kernbereich des 
Umweltrechtes ist hier der Begriff der Marktnähe von Bedeutung, da sich ja in Konsequenz die Inno-
vationen auf verschiedenen Märkten bewähren müssen. Feaver und Evans (2015, S. 423) stellen 
diese drei grundsätzlichen Optionen staatlichen Handelns in einer Matrix dar:  
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Abbildung 7: Optionen staatlichen Handelns 

 

Quelle: Feaver & Evans (2015, S. 423) 

Seit ungefähr 1980 hat die Politikforschung eine Reihe von Konzepten entwickelt, die staatliches und 
privatwirtschaftliches Handeln in Beziehung setzten und das Ziel hatten, durch Synergien und Koope-
rationsmöglichkeiten das Regieren einerseits effektiver zu machen, andererseits den Staat von Auf-
gaben zu entlasten, die Individuen oder Unternehmen effizienter erledigen können. Die folgenden 
Abschnitte werfen einen Blick auf das Konzept der ökologischen Modernisierung, das aus der Globali-
sierung hervorgegangene Konzept der (global) Governance sowie das Konzept des aktivierenden 
Staates. Zu Beginn wird jedoch das politische Mehrebenen-System vorgestellt.  

6.1 Das politische Mehrebenen-System 
Regieren findet schon seit Jahrtausenden auf unterschiedlichen geografischen Ebenen statt. Neben 
den römischen Zentralinstitutionen wie dem Senat, den Konsuln oder dem Kaiser gab es Verwaltun-
gen auf der Ebene der Provinzen sowie eine weitgehende Selbstverwaltung der Städte. Mit zuneh-
mender europäischer Integration und aufgrund von Initiativen der UN entstanden jedoch ab den 
1960er Jahren weitere politische Ebenen auf europäischer und globaler Ebene. Die Interaktion dieser 
Ebenen beschreibt das Konzept der Multi-Level-Governance (MLG). „Multi-level Governance bezieht 
sich einerseits auf die verstärkt anzutreffenden unterschiedlichen politischen Ebenen, auf die die Ent-
scheidungsgewalt verteilt ist, und andererseits auf die mit dem Governance-Ansatz verbundene Frage 
nach der sich verändernden Rolle von Nationalstaaten und nicht-staatlichen Akteuren sowie deren 
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Interaktionen“ (Bauknecht, Brohmann & Grießhammer, 2015, S. 33). Jänicke et al. (2015) stellen fest, 
dass sich gegenwärtig ein durchaus einflussreiches System der MLG entwickelt hat, welches erhebli-
che Chancen für die Durchsetzung von Innovationen schafft und die Basis für intelligente Politikstra-
tegien darstellen kann. Dabei bietet nicht nur die internationale Ebene Chancen des direkten politi-
schen Eingriffs, sondern es kann z.B. die europäische Ebene gezielt Initiativen auf unteren Ebenen 
anstoßen und fördern. Einen detaillierten Überblick über die MLG und deren Zusammenhänge mit 
der Multi-Level-Perspektive bieten Bauknecht, Brohmann und Grießhammer (2015, S. 32ff).  

Ein direkter Zusammenhang beider Systeme ist nicht gegeben. So kann z.B. eine Nische globalen Cha-
rakter haben wie dies z.B. im Fall des Fairen Handels gegeben ist, oder national entstehen, wie dies 
beim norwegischen Boom der Elektromobilität der Fall ist. Andererseits können Regime auch primär 
lokal wirken, wie z.B. im Fall des starken politischen Einflusses und der materiellen Gestaltungsmacht 
der Bauwirtschaft in einigen Kommunen oder Regionen (Feldhoff, 2005).  Die „Nische“ des MLP kann 
damit keinesfalls mit der „Region“ oder der „Kommune“ des MLG gleichgesetzt werden. Vielmehr 
betrachten beide Systeme mit unterschiedlichen Zielen unterschiedliche Aspekte von Gesellschaft, 
Politik und Ökonomie. Aber die verschiedenen Governanceebenen sind für den Ablauf von System-
transformation von Bedeutung. „Eine Verknüpfung der verschiedenen realen Governanceebenen und 
der entsprechenden politikwissenschaftlichen Betrachtung von Multi-level Governance erscheint da-
bei als eine notwendige Weiterentwicklung der Multi-Level-Perspective“ (Bauknecht et al., 2015, S. 
40). 

Die konkrete Bedeutung lässt sich am Beispiel unterschiedlicher Typen von Innovationen charakteri-
sieren. So kann z.B. eine skalierbare Innovation wie Windkraftwerke erfolgreich nationalstaatlich ge-
fördert werden. Aber es existieren auch nicht skalierbare Innovationen wie z.B. Fernwärmesysteme 
oder Initiativen der solidarischen Landwirtschaft. Solche Innovationen verbreiten sich über Replika-
tion, also über das Nachmachen an immer wieder neuen Orten (Clausen & Fichter, 2019c). Sollen sol-
che Innovationen zu einer Transformation beitragen, werden Region und Kommune nicht nur zum 
Ort der erstmaligen Erprobung, sondern stellen die zentralen Akteure der Verbreitung dar.  

6.2 Das Konzept der Commission on Global Governance 
Der Begriff der Governance entstand in den 1990er Jahren in Abgrenzung von dem Terminus Govern-
ment und wurde maßgeblich durch die internationale Commission on Global Governance geprägt. 
Während Government die staatliche Ausübung von Macht beschreibt, öffnet sich der Begriff der 
Governance unterschiedlichen Formen der Ausübung von Autorität. Zürn (1998, S. 178) unter-
scheidet zwischen: 

(1.) Governance durch Government 

(2.) Governance mit Government 

(3.) Governance ohne Government. 

Die erste Form betrachtet die klassische Ausübung staatlicher Autorität, die zweite Form verschie-
dene Formen des kooperativen Regierens und die dritte Form die Selbstorganisation von Gruppen 
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nichtstaatlicher Akteure, die auch ohne zentrale Autorität Regeln aufstellen. Rosenau (2005, S. 22) 
unterscheidet zwischen Gesetzen und Verordnungen als Organisationsform von Government und in-
formellen Regeln als Organisationsform von Governance. Die Governance-Debatte ist im Zusammen-
hang mit anderen Debatten zur Neudefinition der staatlichen Rolle zu sehen, die in den 1980er Jah-
ren geführt wurden, so auch im Kontext einer neuen, eher aktivierenden Rolle des Nationalstaats, 
der seine Bürger und Organisationen in die gesellschaftliche Verantwortung einbezieht.  

Die verschiedenen Formen von Governance resultieren aus einer Reihe globaler Entwicklungen des 
ausgehenden 20. Jahrhunderts. Zentraler Treiber der Entstehung von Governance-Strukturen ist die 
Globalisierung (Rosenau, 2005, S. 24). Sie schwächt den Nationalstaat dadurch, dass zum einen mehr 
und mehr internationale Organisationen Regeln aufstellen, die der Nationalstaat befolgen muss (ne-
ben der EU auch die WTO und andere Organisationen der UN), zum anderen internationale Unter-
nehmen und Organisationen grenzübergreifend handeln und sich so dem Zugriff nationalstaatlicher 
Autorität entziehen. Petschow (2006: 46) weist auch auf ein Nebeneinander verschiedener Regime 
hin, die jeweils unterschiedliche gesellschaftliche Funktionen erfüllen und so auf eine zunehmende 
Komplexität der Welt hinweisen. Solche Regime, z.B. die WTO und die Umweltregime, verfolgen 
nicht nur unterschiedliche, sondern oft auch widersprüchliche Ziele, was das staatliche Handeln er-
schwert.  

Die Commission on Global Governance definiert Governance wie folgt:  

Governance is the sum of the many ways in which individuals and institutions, both private 
and public, manage their common affairs” (Commission on Global Governance, 1995, S. 2).   

Mit Blick auf das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung sieht Rosenau die wachsende Bedeutung nicht-
staatlicher Regeln in Governance-Strukturen kritisch. Aufgrund tiefer Kontroversen und Konflikte hält 
er die Einhaltung von die Nachhaltigkeit betreffender Regeln eher für unwahrscheinlich (Rosenau, 
2005, S. 23). Hintergrund ist hier oft der Allmende-Charakter von Umweltgütern und damit die „Tra-
gedy of the Commmons“.  

Die Dynamik der Globalisierung hat bisher aus Sicht von Rosenau (2005, S. 34) nicht zu einem kohä-
renten Handeln der internationalen Umweltpolitik geführt.  Zürn (1998, S. 188) sieht als Vorbedin-
gung für einen wirksamen Prozess gemeinsamen umweltpolitischen Handelns ein gemeinsames 
Problemverständnis. Zumindest auf internationaler Ebene kann von einem solchen gemeinsamen 
Problemverständnis rund um die Fragen von Energie, Ressourcenschutz und Biodiversität nicht die 
Rede sein, wobei eine Vielfalt von sich widersprechenden wissenschaftlichen Arbeiten und Fake-
News eine Annäherung der Positionen erschweren.  

Wie aber kann Governance funktionieren? Regulatives Recht bedarf nicht nur der Kodifizierung, son-
dern auch des Vollzugs.  Ähnlich ist es auch bei Governance-Regelungen, in die neben dem Staat 
auch nichtstaatliche Akteure einbezogen sind oder die durch nichtstaatliche Akteure allein aufrecht-
erhalten werden. Die spätere Nobelpreisträgerin Elinor Ostrom hat in ihrem Buch „Die Verfassung 
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der Allmende“ (1999, S. 241) fünf Regeln formuliert, deren Einhaltung es im Rahmen nichtstaatlicher 
Governance ermöglicht, sich nachhaltig und erfolgreich selber zu verwalten:  

▪ Der Kreis der Mitglieder und die ihnen zustehenden Rechte und Pflichten bedürfen klarer Um-
schreibung. 

▪ Die Strukturen müssen den konkreten politischen, sozialen und topographischen Rahmenbedin-
gungen angemessen sein. 

▪ Die Regeln müssen zumindest teilweise unter Mitsprache der berechtigten Teilhaber entwickelt 
worden sein. 

▪ Die Regeln müssen von Personen oder Institutionen überwacht werden, die den Mitgliedern re-
chenschaftspflichtig sind. 

▪ Regelverstöße müssen vom Kollektiv mit abgestuften Sanktionen bestraft werden. 

Das Grundprinzip regulativen Rechts findet sich hier wieder. Neben klaren und transparenten Regeln 
muss klar sein, für wen diese gelten und was demjenigen geschieht, der sich an die jeweiligen Regeln 
nicht hält.  

6.3 Ökologische Modernisierung 
Der Begriff Ökologische Modernisierung wurde in den 1980er Jahren von Martin Jänicke eingeführt 
(Jänicke, 1984). Das Konzept der ökologischen Modernisierung bietet vielfältige politikwissenschaftli-
che Bezüge und Einsichten für die Entwicklung von Governance-Mechanismen in der Öko-Innovati-
onspolitik. Der Kerngedanke der ökologischen Modernisierung ist, die durch gezielte Innovationen 
und die Internalisierung von Umweltkosten (z.B. durch die Ökosteuer, aber auch durch Subventions-
abbau) herbeigeführte Erhöhung der Energie- und Ressourcenproduktivität, so dass in der Wirtschaft 
eine immer effizientere und naturverträglichere Nutzung von Rohstoffen, Energieträgern und Um-
weltmedien (Boden, Wasser, Luft) erfolgt. In Überwindung der „Grenzen des Wachstums“ wollte die 
ökologische Modernisierung erreichen, dass Ökologie und Ökonomie keine Gegensätze sein müssen. 
Die auf Effizienz gerichtete ökologische Modernisierung führt letztlich auch zu einer Überwindung 
des End-of-Pipe Umweltschutzes, da dieser im Regelfall durch die notwendigen Zusatzeinrichtungen 
die Systemeffizienz eher senkt und so in einem Umfeld hoher Umweltkosten nicht kosteneffizient ist.   

Der Kerngedanke der ökologischen Modernisierung findet sich bis heute in politischen Konzepten 
wieder. Sehr auf diesen Kerngedanken fokussiert fällt z.B. das Instrumentarium aus, welches von 
adelphi et al. (2016) für die Umsetzung der ökologischen Modernisierung ausgearbeitet wurde. So 
erwähnt das Papier Innovationen als „Königsweg zur ökologischen Modernisierung“ (adelphi et al., 
2016, S. 39). Um diese Innovationen für die Modernisierung fruchtbar zu machen, müssen einerseits 
Hemmnisse ausgeräumt werden, z.B. Informationsprobleme (insbesondere asymmetrisch verteilte 
Informationen), Lock-ins durch die Infrastrukturausstattung, aber auch Infrastruktur-, Qualifikations- 
und Finanzierungsengpässe (adelphi et al., 2016, S. 40), und andererseits sind Preissignale und be-
sonders die Internalisierung externer Kosten erforderlich.  
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Etwas, aber nicht sehr viel breiter, ist das Instrumentenspektrum im neuen Bericht des Club of Rome 
(Weizsäcker, 2018). Der deutlichste Akzent liegt hier auf der Strategie der „wahren Preise“, die durch 
Internalisierung von Umweltkosten durch Energie-, Rohstoff- und CO2-Steuern, durch Förderungen 
und die Abschaffung von Subventionen erreicht werden sollen. Aber auch Vorschriften für Ökode-
sign, die Rolle der öffentlichen Beschaffung als Pilotkunde und den planmäßigen Ausstieg aus Atom- 
und Kohlestrom werden erwähnt. International wird ein CO2-Budgetansatz angedacht, wobei die Na-
tionalstaaten selbst für die Einhaltung der Budgets zu sorgen haben.   

Die Beschränkung des Instrumentariums der ökologischen Modernisierung auf Innovationsförderung 
und Internalisierung von Umweltkosten ist schon früh kritisiert worden. So schlagen Schrader und 
Schlegelmilch Energieaudits als zusätzliches Instrument vor und weisen darüber hinaus darauf hin, 
dass die Wirkung der Ökosteuer nur eintritt, wenn diese langfristig und kontinuierlich steigt (Schra-
der & Schlegelmilch, 2001). Bünsdorf und Nill schlagen eine Verknüpfung der ökologischen Moderni-
sierung mit dem strategischen Nischenmanagement vor (Bünsdorf & Nill, 2001).  

In jüngerer Zeit erweitert Jänicke das Instrumentarium der ökologischen Modernisierung noch wei-
ter. Jänicke (2012) betont, „dass politisch forcierter, radikaler technischer Wandel unerlässlich, aber 
auch möglich ist. Der Megatrend zu Umweltinnovationen im Allgemeinen und zu ressourcenschonen-
den Innovationen im Besonderen bietet einer entsprechend anspruchsvollen Politik eine historische 
Chance“ (Jänicke, 2012, S. 16). Mit Blick auf Phänomene des Marktversagens setzten gerade an-
spruchsvolle Umweltinnovationen im Regelfall eine proaktive Staatstätigkeit voraus. Dazu seien Steu-
erungsformen notwendig, die der hohen Komplexität der erforderlichen Umweltinnovationen ge-
recht werden und einen entsprechenden „policy mix“ erfordern. Jänicke (2012) schlussfolgert dar-
aus: „In der Regel kann die Maxime gelten: Anspruchsvolle Zielvorgaben plus monetäre Tendenzsteu-
erung plus regulative Detailsteuerung plus unterstützende Instrumente. Unterstützende Instrumente 
sind im policy mix einer Innovationsförderung meist unerlässlich“ (Jänicke, 2012, S. 19). Wichtig sind 
hier auch die Schaffung von Konsens und die Einbindung von möglichen Veto-Spielern, weswegen 
Jänicke et al. (2015) darauf hinweisen, dass Änderungsstrategien „Co-Benefits“ so schaffen sollten, so 
dass möglichst viele Akteure von ihnen profitieren.  

Durch die Nutzung von Informationsinstrumenten und regulativer Detailsteuerung nähert sich das 
ursprünglich auf Innovation und Preissignale reduzierte Instrumentarium der ökologischen Moderni-
sierung dem umweltpolitischen Standardinstrumentarium immer mehr an.  

6.4 Der aktivierende Staat 
Als Vorläufer des aktivierenden Staates verweisen Lamping et al. (2002) auf das in den 1980er Jah-
ren entstandene neoliberale Konzept des „schlanken Staats“, auf dessen Basis Privatisierungs- und 
Deregulierungsmaßnahmen vorangetrieben wurden. Begründet wurde dies mit „ausufernden (sozial) 
-staatlichen Interventionen in Gesellschaft und Wirtschaft, die die Selbstregelungskräfte der Gesell-
schaft untergraben und zu einem unüberschaubaren Regelungsgewirr und einer unerträglichen Rege-
lungsdichte führen“ (Lamping et al., 2002, S. 13). Der „schlanke Staat“ baute auf der Annahme des 
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verantwortlichen Verhaltens aller Subjekte auf und führte letztlich zu einer „Verabsolutierung gesell-
schaftlicher Selbstregelungskräfte“ (Lamping et al., 2002, S. 16). Die Idee der Verantwortlichkeit des 
Individuums wurde in den 1990er Jahren im Diskurs um den Kommunitarismus fortgeführt (Reese-
Schäfer, 1993) und findet sich auch im Konzept des aktivierenden Staates wieder. „Der Aktivierende 
Staat versucht strategisch und fortwährend, die Handlungsfähigkeit des demokratischen Staates 
durch neue Kooperationsformen, neue Rollenverständnisse und die Suche nach neuen, effektiven 
und nachhaltigen Problemlösungen zu steigern (Stichwort „good governance“)“ (Lamping et al., 
2002, S. 28). Der Staat tritt dabei als Moderator und Verhandlungspartner auf (Bandemer, 1999). Als 
neue Instrumente zur Organisation der Kooperation stehen dem Staat rechtswirksame Verträge, 
sonstige bindende Absprachen, unverbindliche Vereinbarungen, aber auch Zielvereinbarungen und 
Beratungsleistungen zur Verfügung (Weigel, 2013, S. 135). Besonders das Instrument der freiwilligen 
Vereinbarung schien geeignet, die gesellschaftlichen Akteure als verantwortungsbewusste Partner 
einzubinden und so die Teilung der Verantwortung zwischen Staat, Bürgern und Unternehmen zu or-
ganisieren. Zwar ist es die Aufgabe des Staates, die Durchführung öffentlicher Aufgaben zu gewähr-
leisten, die Vollzugsverantwortung sollte der Staat aber nur dann übernehmen, „wenn (nichtstaatli-
che) Dritte nicht verfügbar sind oder der Vollzug durch solche Dritte aus Risiko-, Missbrauchs- oder 
Gleichbehandlungsaspekten ausscheidet (etwa in solchen Kernbereichen wie Innere Sicherheit, 
Rechtsschutz oder Finanzverwaltung)“ (Lamping et al., 2002, S. 30). Als beispielhafte wirtschaftspoli-
tische Aktivität führt von Bandemer kooperatives Clustermanagement auf, in dem Wirtschaftsförde-
rung nicht nur für, sondern mit den Unternehmen gemeinsam betrieben wird (Bandemer, 1999). Der 
aktivierende Staat tritt letztlich der Gesellschaft sowohl fördernd als auch fordernd gegenüber und 
bindet sie aktiv in Veränderungsprozesse ein. Seine Grenze erreicht der aktivierende Staat dort, wo 
eine verantwortliche Mitarbeit gesellschaftlicher Akteure nicht stattfindet. Interpretiert man das 
Konzept des „aktivierenden Staates“ vor dem Hintergrund der Matrix von Feaver und Evans erkennt 
man, dass z.B. das genannte Beispiel des kooperativen Clustermanagements durchaus aussichtsreich 
erscheint. Bei freiwilligen Vereinbarungen zur Absicherung von Schutzgütern wie Klimaschutz und 
sauberer Luft durch Selbstverpflichtungen (z.B. der Automobilindustrie) wirft die Matrix jedoch Zwei-
fel in Bezug auf die Wirksamkeit auf, die sich in jüngster Zeit deutlich bestätigt haben5.  

6.5 Lobbyismus des dominanten Regimes 

6.5.1 Was ist Lobbyismus 
Das Gabler Wirtschaftslexikon (2019) definiert Lobbyismus wie folgt:  

                                                           
5 Es ist hier auf einen wesentlichen Unterschied zwischen den Wirkungsdynamiken einer „aktivierenden Sozial-
politik“ und ihrem Pendant im Umweltschutz hinzuweisen. Während die Sozialpolitik des aktivierenden Staats 
z.B. mit dem Konzept von Hartz IV Kürzungen der persönlichen Bezüge dazu nutzte, Personen unter starkem 
Druck zu aktivieren, ist eine solche Schaffung individueller Nachteile durch einen anteiligen Rückzug des Staates 
aus dem regulativen Umweltrecht grundsätzlich nicht erreichbar.  
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Einflussnahme organisierter Interessengruppen (z.B. Verbände, Vereine, Nichtregierungsor-
ganisationen) auf Exekutive und Legislative, bspw. in der Form von Anschreiben, Telefona-
ten, Anhörungen, Vorlagen, Berichten, Studien usw. Gegenleistungen der Interessengruppen 
an die Politiker können spezifische Informationen, Spenden etc. sein. Lobbyismus kann sich 
auch in der Androhung von politischem Druck (Streik, Lieferboykott, Abbau von Arbeitsplät-
zen) äußern. 

Methoden und Instrumente des Lobbyismus sind umstritten. Während die einen sagen, die „Herr-
schaft der Verbände“ ruiniere Demokratie und Gemeinwohl (Eschenburg, 1955), betonen andere 
Stimmen, das Gemeinwohl ließe sich kaum objektiv definieren und müsse erst im Wettstreit konfli-
gierender Interessen produziert werden (Truman, 1970).   

Lobbyismus kann verschiedene Merkmale und Ausprägungen aufweisen (Böcher & Töller, 2012; 
Gründinger, 2012): 

Tabelle 2: Merkmale und Ausprägungen des Lobbyismus  

Merkmale Ausprägungen 

Zeitliche Dauer Aktueller Anlass Permanent 

Finanzielle Ausstattung Reichlich mittelmäßig Dürftig 

Gegenstand  Privatinteresse Kollektivgut 

Gefahr von Trittbrettfahrern  Niedrig Hoch 

Eintritt des Vorteils Kurzfristig Langfristig 

Gruppe der Lobbyisten 
Klein Groß 

Homogen Divers 

Wirkung Direkt Indirekt 

Durchführung Durch Unternehmen und Verbände Durch spezialisierte Kanzleien und 
Agenturen 

Legalität der Methoden legal Instrumente illegale Instrumente 

Reichweite International National Regional Lokal 

Quelle: Clausen und Fichter. 

Typisch für Lobbyismus zu Umweltthemen ist eine in der Tabelle farblich angedeuteter Gegnerschaft. 
Während eine oft eher kleine und recht homogene Gruppe wirtschaftlich starker Privatakteure aus 
der Wirtschaft für kurzfristige und individuell finanziell bedeutende Geschäftsinteressen eintritt 
(blau), steht ihr eine  große und diverse (und dementsprechend schwer koordinierbare) Gruppe ent-
gegen, die mit meist begrenzten finanziellen Mitteln für langfristige Kollektivinteressen eintritt, de-
ren Vorteil von Trittbrettfahrern uneingeschränkt genutzt werden kann (grün). Es besteht insofern 
keine „Waffengleichheit“ zwischen Wirtschafts- und Umweltlobbyisten (Gründinger, 2012, S. 28). Die 
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Tragödie der Allmende und die Anforderungen an die sehr speziellen Anforderungen an die Logik kol-
lektiven Handelns (Ostrom, 1999) werfen hier systematische Probleme auf, so dass Umweltlobbyis-
mus im Wettbewerb um die Aufmerksamkeit der Politik grundsätzlich im Nachteil ist.  

Im Widerspruch zwischen Wirtschafts- und Umweltinteressen gibt es allerdings einige Sachverhalte, 
die die Chancen des Umweltlobbyismus verbessern. Hierzu gehört z.B. das mit der Lösung von Um-
weltproblemen oft verbundene Interessendreieck (Prittwitz, 2013). Prittwitz beschreibt neben den 
Interessen der Umweltlobbyisten an Umweltschutz und der Industrielobby an der Aufrechterhaltung 
profitabler Geschäftsmodelle die sogenannten Helferinteressen. Helferinteressen bestehen darin, 
das durch die Implementation von Umweltrecht veränderte Marktumfeld zu nutzen. Bezogen auf die 
Multi-Level-Perspektive finden sich hier sowohl der (ungleiche) Kampf zwischen Umwelt- und Indust-
rielobby um die dominante Lösung im System wieder als auch die (helfende) Nische, die neue Lösun-
gen propagiert, erprobt und gerne skalieren möchte.  

Auch die Porter-Hypothese ist hier von Bedeutung (Porter & van der Linde, 1995), die im Kern besagt, 
dass Unternehmen wirtschaftliche Zukunftschancen oft nicht erkennen oder ergreifen, weil sie durch 
Pfadabhängigkeiten und ihre enge Einbindung ins dominante Regime daran gehindert werden.  Wer-
den diese Pfadabhängigkeiten durch Umweltrecht überwunden, so lassen sich durchaus nationalöko-
nomisch wie auch betriebswirtschaftlich Vorteile aus dem Wandel ziehen. Die Porter-Hypothese lässt 
darauf schließen, dass dieselben Interessengegensätze, die zwischen Industrie- und Umweltlobby be-
stehen, auch das dominante Industrieregime und die „Helfer“ in der Nische trennen. Dennoch sind 
die Helferinteressen in der Auseinandersetzung der Lobbys von Bedeutung, da sie Risse im System 
erkennen lassen. Ein Beispiel dafür ist das Ausscheren von Volkswagen als größtem deutschen Auto-
mobilkonzern aus der Phalanx derjenigen, die den Verbrennungsmotor uneingeschränkt verteidigen 
(Becker & Hägler, 2019). Neben den Helfern in der Nische sind auch einzelne Unternehmen des Re-
gimes, ggf. aus anderen Branchen, mögliche Unterstützer der Veränderung. Am Beispiel der Antriebs-
technik von Automobilen lässt sich beispielhaft erwarten,  

▪ dass Hersteller von Autositzen neutral sein dürften, da ihr Produkt unabhängig von der Antriebs-
technik ist, 

▪ Hersteller von Elektromotoren die Transformation unterstützen dürften obwohl sie ggf. bisher 
gar nicht zur Automobilindustrie gehören und 

▪ Hersteller von Kolben, Ventilen oder anderen Teilen des Verbrennungsmotors der Transforma-
tion entgegenstehen müssen, da der Markt für ihre Produkte im Fall der Umstellung auf Elektro-
mobilität schrumpfen muss.  

Auch innerhalb des dominanten Regimes lassen sich also, neben den Helferakteuren in der Nische, 
ggf. Unterstützer finden.  Auch die Idee der ökologischen Modernisierung (Jänicke, 1984; Jänicke et 
al., 2015) bekommt an dieser Stelle offensichtlich Bedeutung, da sie die Zukunft der Umwelt mit der 
Zukunft der Wirtschaft verknüpft und so ebenso geeignet ist, Risse im System entstehen zu lassen 
oder zu vergrößern.  
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6.5.2 Instrumente des Lobbyismus 
Lobbyisten beider Seiten bedienen sich eines Spektrums an Instrumenten, welche an dieser Stelle-
kurz vorgestellt werden sollen.  

Instrumentalisierte Wissenschaft: Eindeutige wissenschaftliche Erkenntnisse, deren Rezeption durch 
die Politik zu einem Politikwechsel führen muss, sind für die Akteure des dominanten Regimes 
manchmal lästig. Es ist daher hilfreich, die Eindeutigkeit der Erkenntnisse in Frage zu stellen. Die De-
batte um die Existenz eines menschengemachten Klimawandels ist eines der Beispiele, in denen die 
Infragestellung der Erkenntnisse gezielt eingesetzt wird, um politische Konsequenzen zu verzögern. 
Ein Beispiel für einen Klimaskeptiker mit wissenschaftlichem Hintergrund ist der ehemalige MIT Pro-
fessor Richard Lindzen, der noch 2016 den Satz publizierte: „The implausibility or even outright silli-
ness through which global warming became global warming catastrophism is so extensive that one 
hardly knows where to begin.“ (Lindzen, 2016, S. 2). So wenige wissenschaftliche Abweichler in ei-
nem Thema auch existieren mögen, ihre Wirkung ist oft, dass sie einen eigentlich klaren Konsens in 
eine immerwährende Debatte überführen (Balser & Ritzer, 2016, S. 245ff). Aber auch vorsorgend 
können Lobbyisten Forschungsaktivitäten gestalten. So wurde z.B. 2012 in Berlin das Alexander von 
Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG) gegründet. Gründungsgesellschafter sind die 
Humboldtuniversität, die Universität der Künste Berlin sowie das Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung. Eine initiale Spende in Höhe von 4,5 Mil. € kam von Google und auch 2018 wurde 
das Institut noch zu knapp 70% aus Mitteln von Google finanziert (Alexander von Humboldt Institut 
für Internet und Gesellschaft (HIIG), 2019). Balser und Ritzer (2016, S. 222) stellen denn auch die 
Frage: Würde das Institut auch etwas veröffentlichen, was Google ganz sicher nicht gefällt? Auch die 
etwa 1.000 privat finanzierten Lehrstühle an deutschen Universitäten (Balser & Ritzer, 2016, S. 231) 
lassen an Forschung, die vollständig frei von Wirtschaftsinteressen ist, zweifeln.  

Durch Lobbyisten werden unterschiedliche Diskursstrategien eingesetzt (Geels, 2014b), für die je-
weils eine unterschiedliche Wissensbasis benötigt wird:  

▪ Diagnostisches Framing, das versucht, die Identifikation der Probleme zu beeinflussen oder um-
zulenken und dessen Anwendung umfangreiches Wissen zur Natur der Probleme benötigt,   

▪ prognostisches Framing, mit dem die Auswahl von Problemlösungen beeinflusst werden soll und 
für das Detailwissen über Lösungsalternativen erforderlich ist sowie  

▪ motivationales Framing, das die Begründung für das Handeln hinterfragt oder verändert und im 
Wesentlichen eine argumentative Herausforderung für die PR darstellt.  

Instrumentalisierte Medien: Die unabhängige Berichterstattung in Presse, Funk, Fernsehen und im 
Internet genießt sogar den Schutz der deutschen Verfassung, in der es in § 5 GG heißt:  

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu ver-
breiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pres-
sefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewähr-
leistet. Eine Zensur findet nicht statt. 
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Aber auch die Presse unterliegt den Gesetzen des Marktes. Die meisten Redaktionen arbeiten heute 
mit knappem Personal und unter hohem Zeitdruck. Pressestellen großer Konzerne wie auch der Un-
ternehmensverbände haben oft vergleichsweise reichliche Personalressourcen und arbeiten Presse-
meldungen leichtverdaulich so auf, dass sie direkt abgedruckt werden können. Balser und Ritzer 
(2016, S. 299) zitieren den Politikwissenschaftler Stefan Ruß-Mohl mit den Worten: „Der Aufrüstung 
im PR-Sektor steht keine gleichwertige Ausweitung journalistischer Recherchekapazität gegenüber.“ 
Gut bezahlte PR-Agenturen unterstützen die Wirtschaft dabei, ihre Botschaften zielgerichtet und ge-
schickt zu formulieren, hervorragend grafisch unterstützt zu präsentieren und gut in der Medienwelt 
zu platzieren. Durch gut finanzierte PR-Kampagnen besteht also zumindest die aussichtsreiche 
Chance, den in der selbstfinanzierten  Wissenschaft gewonnenen „alternativen Fakten“ oder zumin-
dest alternativen Betrachtungsweisen zu einer nicht unwesentlichen Verbreitung zu verhelfen. Dafür 
wendet z.B. die Öl- und Gasbranche gegenwärtig nicht unerhebliche Summen auf. Der Bericht „Big 
Oil's real Agenda on Climate Change“ (Influence Map, 2019) schätzt eine seit dem Pariser Klimaver-
trag durch Exxon, Shell, Chevron, BP und Total für PR aufgewendete Summe von ca. 1 Mrd. $ die u.a. 
im Rahmen von drei Kommunikationsstrategien eingesetzt wurde:  

▪ Bewegung der Debatte weg von den fossilen hin zu Low-carbon-Lösungen, 

▪ Positionierung der großen Öl- und Gasfirmen als Spezialisten für die CO2-Frage,   

▪ Anerkennung der Bedeutung der Klimafrage bei gleichzeitiger Ignorierung wesentlicher Lösun-
gen, wie z.B. dem Ausstieg aus der Öl- und Gasnutzung.   

Die im Kern positiven Botschaften werden begleitet durch eine konsequente Lobby-Kampagne gegen 
jede Art von bindender CO2-Bepreisung oder Reduktionsstrategien (Influence Map, 2019).  

Teilnahme an Fachgesprächen und Abgabe von Stellungnahmen: Es gibt im politisch gesellschaftli-
chen Raum eine Vielzahl von Fachgesprächen, politischen Anhörungen, Normungsverfahren u.a.m. 
Ausgestattet mit genügend Assistenzkräften zu einer gründlichen Vorbereitung sowie mit einem aus-
reichenden Reisekostenbudget bieten sie vollkommen legal vielfältige Gelegenheiten, Positionen be-
kannter zu machen und Interessen zu vertreten. Weniger kapitalstarke (Umwelt-) Organisationen 
müssen aufgrund zeitlicher und finanzieller Restriktionen oft ihre Teilnahme einschränken. 

Direkte Kommunikation mit Akteuren aus Politik und Verwaltung: Durch persönliche Briefe, indivi-
duelle Gesprächstermine wie auch durch Einladungen zu „parlamentarischen Arbeiten“ werden pa-
rallel zum Weg über die Medien die Botschaften der Lobbys gezielt an Entscheider in Politik und Ver-
waltung kommuniziert. Besondere Bedeutung hat die Kommunikation immer dann, wenn einzelne 
Personen tief in die Entwicklung neuer Regelungen eingebunden oder als Sherpas mit der Vorberei-
tung internationaler Verträge beschäftigt sind.  

Als Hilfreicher Geist agieren: In der öffentlichen Verwaltung und so auch in Ministerien, die Politik 
gestalten, sind Räume und Mittel für Bewirtung oft knapp. Einzelunternehmen und Verbände bieten 
daher manchmal an, Tagungen und Workshops in eigenen Räumen auszurichten und die Bewirtungs-
kosten zu übernehmen. Auch von Verbänden erstellte Vorlagen für Papiere mögen manchmal gele-
gen kommen, die überlastete Verwaltung zu entlasten.  
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Entsendung von Fachkräften: Balser (2016, S. 53) berichtet, das im Jahre 2006 mindestens 30 Lobby-
isten identifiziert wurden, die als „entsendete Fachkräfte“ innerhalb von Ministerien an Gesetzent-
würfen und Entscheidungsvorschlägen mitarbeiten. Die Gehälter wurden von Unternehmen wie 
Audi, Siemens, Bayer, BASF, Lufthansa, der Deutschen Bank oder dem Bundesverband der deutschen 
Bauindustrie gezahlt. Über die Jahre hinweg waren nach Adamek und Otto (2008) Hunderte externer 
Mitarbeiter in Ministerien beschäftigt, von denen 60% die Ministerien auch nach außen vertreten ha-
ben.  

Verhinderung oder aktive Gestaltung von Gesetzen und Verordnungen: Durch Angebot und Ab-
schluss sogenannter freiwilliger Vereinbarungen, die meist nicht mit Kontroll- und Vollzugsmechanis-
men verbunden sind, können Entwicklungen manchmal effektiv verzögert werden (Deutsche Bank 
Research, 2009). Der deutsche Nationale Allokationsplan für den Emissionshandel wurde dagegen 
durch einen Dschungel von Sonderregelungen, die während des Verfahrens nach und nach durchge-
setzt wurden, weitgehend unwirksam gemacht (Gründinger, 2012, S. 76). Im Zentrum des gegenwär-
tig an viel zu vielen Stellen wenig wirksamen Umweltrechts fanden Kahlenborn et al.  (2019) beson-
ders im Umfeld von Landwirtschaft, Energie und Mobilität Gesetze und Verordnungen mit Lücken, 
Hintertüren oder anderen Elementen, die ihre Wirksamkeit beschränken.  

Drohungen: Geraten Wirtschaftszweige unter den Druck sich ändern zu müssen, so liegt es nahe, die 
Schließung von Produktionsstätten und den Verlust von Arbeitsplätzen anzukündigen. Diese Drohung 
erfolgt nicht nur seitens der Unternehmen, sondern oft auch durch Gewerkschaften. So sah Anfang 
2015 Verdi-Chef Bsirske durch die Einführung einer Kohle-Abgabe über 100.000 Arbeitsplätze be-
droht (Süddeutsche Zeitung, 2015), obwohl zum damaligen Zeitpunkt kaum mehr als 70.000 Men-
schen in Bergbau und Kohlekraftwerken arbeiteten (Clausen & Fichter, 2016).  

Wenig legitime oder sogar illegale Instrumente: Die Verschaffung von Arbeitsplätzen (z.B. im An-
schluss an eine politische Karriere), die Verschaffung materieller Vorteile und auch die Bestechung 
durch Geld sind ebenso Instrumente des Lobbying. Auch die Bildung krimineller Vereinigungen, die 
meist gegen das Wettbewerbsrecht verstoßen und regelmäßig zu hohen Strafzahlungen führen, ge-
hört zum Geschäft. Deutschland liegt mit Rang 11 zwar nicht schlecht im Korruptionsranking von 
Transparency International (Transparency international, 2018), aber eben auch nicht wie Dänemark 
an der Spitze.   

Dem Lobbyismus steht also ein gut sortiertes Repertoire an Instrumenten zur Verfügung.  

6.5.3 Widerstandstrategien des Lobbyismus 
Der Weg einer Innovation aus der Nische ins Regime wird häufig durch systematischen Widerstand 
des dominanten Regimes behindert. Dieser Widerstand kann in unterschiedlichen Phasen der Inno-
vation und Diffusion unterschiedliche Formen annehmen. Geels (2014a, S. 273) sowie Penna und 
Geels  (2012) zeigen das anhand der über 75 Jahre nur langsamen Fortschritte hin zu schadstoffar-
men Verbrennungsmotoren und ordnen die Widerstandsstrategien anhand der Innovationsphasen: 
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Tabelle 3: Widerstandsstrategien des dominanten Automobilregimes nach Innovationsphasen  

Innovationsphase (USA) Widerstandsstrategie 

1943 – 1953: Aufkommendes Bewusst-
sein für das Problem von Smog und Luft-
verschmutzung in den USA 

Leugnung des Beitrags von Automobilen zum Problem, welches 
auf Industrieanlagen zurückgeführt wurde (diagnostisches Fra-
ming). 

1953 – 1960: Institutionalisierung des 
Widerstandes gegen Smog, z.B. in der 
Initiative „Stamp Out Smog“ in Los Ange-
les 

Behauptung, dass die wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht aus-
reichen würden, um Autos als Ursache eindeutig zu belegen. Zu-
dem sei Los Angeles aufgrund seiner geografischen Lage ein Ein-
zelfall (diagnostisches Framing). Weiter wurde 1953 durch die 
Autohersteller das „Vehicle Combustion Products Committee“ 
gegründet, wodurch die Widerstandsfront „geschlossen“ wurde. 
In einer geheimen Vereinbarung wurde festgelegt, dass Autofir-
men keinen Wettbewerb um emissionsarme Fahrzeuge beginnen 
würden (kriminelle Vereinigung).  

1960 – 1970: Durch die Bundespolitik 
wurden Konferenzen organisiert, auf de-
nen das Problem und mögliche natio-
nale Standards diskutiert wurden.  

Die Industrie bot an, durch Verbesserungen am Verbrennungs-
prozess den Schadstoffausstoß freiwillig zu verringern (Verhinde-
rung von Gesetzen). Regulierungen seinen nicht nötig und der 
Einbau der von der chemischen Industrie entwickelten Katalysa-
toren sei zu teuer (prognostisches Framing). In einem Anti-Trust 
Prozess kam der organisierte Widerstand durch das „Vehicle 
Combustion Products Committee“ ans Licht, wodurch die Posi-
tion der Autobranche deutlich geschwächt wurde (kriminelle 
Vereinigung).  

1970 – 1977: Der Clean Air Act wurde 
1970 beschlossen und schrieb Emissi-
onsreduzierungen bei Stickoxiden, Koh-
lenmonoxid und Kohlenwasserstoffen 
vor.  

Durch High-Level Gespräche der Autobranche mit Präsident 
Nixon und intensives Lobbying in der Bundespolitik wurde ver-
sucht, den Clean Air Act auszuhebeln (direkte Kommunikation). 
Die notwendigen Technologien seien nicht verfügbar und ggf. zu 
teuer. Ford startete eine Graswurzelkampagne, um die öffentli-
che Meinung zu beeinflussen, Chrysler schaltete Anzeigen, dass 
Abgasreinigung unnötig und unrealistisch wäre (Medien und 
Kampagnen). Parallel begannen die Autohersteller die eigenen 
Entwicklungsprojekte in Richtung auf Katalysatoren zu verschie-
ben.  

1978 – 1981: Die Politik weichte die be-
schlossenen Standards auf und verschob 
Zeitzeile, während die Autohersteller 
den 3-Wege Katalysator serienreif mach-
ten.  

Die Autohersteller weigerten sich, die Standards des Jahres 1978 
zu erfüllen und drohten mit der Schließung von Fabriken und 
dem Verlust von Arbeitsplätzen (Drohung). Durch intensives Lob-
bying in der Bundespolitik erreichten sie erfolgreich die Verschie-
bung der Zeitziele (direkte Kommunikation).   

Innovationsphase (Deutschland)  

1982 – 2000: Der 3-Wege Katalysator 
wurde serienmäßig eingebaut. Bis zum 
Jahr 2000 wurden in Deutschland primär 
(>70%) Fahrzeuge mit Ottomotor ver-
kauft, bei denen die Abgasreinigung sich 
als zuverlässig erwies.   

 

2000 – 2015: Der Diesel-Anteil am Fahr-
zeugbestand stieg in Deutschland von 
ca. 15% in 2000 auf ca. 30% in 2015.  

Im Jahr 2000 wurden die ersten Rußpartikelfilter für Diesel PKW 
serienmäßig eingebaut. Die Industrie wirkt in 2009 darauf hin, 
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Seit 1995 (Euro 2) wurden durch die EU 
die Abgasgrenzwerte besonders für Die-
selmotoren verschärft. Das illegale Vor-
gehen der Autokonzerne bei der Ermitt-
lung von Abgaswerten und Spritver-
brauch wird durch die Deutsche Um-
welthilfe (2015) bereits 2007 öffentlich 
gemacht. Im realen Fahrbetrieb wurde 
ein weitaus höherer Schadstoffausstoß 
als im Prüfzyklus gemessen. 

die Diesel-Abgasuntersuchung für neuere Fahrzeuge abzuschaf-
fen und ab 2010 ausschließlich auf die „on board diagnostic“ 
(OBD) zu vertrauen (Deutsche Umwelthilfe, 2015) (aktive Gestal-
tung von Gesetzen). Trotz der öffentlichen Kritik an der Nicht-
Einhaltung der Grenzwerte im Fahrbetrieb ist die Autobranche 
erfolgreich darin, politische Aktivitäten zu verhindern (Verhinde-
rung von Gesetzen). Durch softwarebasierte Optimierungen des 
Abgasverhaltens wurde zudem durch die Hersteller das Verhal-
ten auf Rollenprüfständen verbessert (kriminelle Aktivität).  

2016 - : In den USA wird der Dieselskan-
dal öffentlich, der auch in Europa eine 
neue Diskussion um Abgaswerte und 
Messverfahren auslöst. International lei-
ten viele Länder den Ausstieg aus dem 
Vertrieb von PKWs mit Verbrennungs-
motor ein (Clausen, 2018, S. 15).  

Besonders bei Volkswagen ist der Imageschaden durch „Diesel-
gate“ erheblich und es kommt zu mehreren Vorstandwechseln. 
Durch weitere Verbesserungen der Abgasreinigung (u.a. Ad-Blue) 
soll der Diesel gerettet werden, da er für die Senkung des CO2-
Ausstoßes und angesichts der nun anspruchsvollen EU-Zielvorga-
ben und Sanktionen zentral erscheint (prognostisches Framing). 
Parallel versuchen die Autohersteller durch die verstärkte Ent-
wicklung von Elektrofahrzeugen ihr Image wieder zu verbessern.  

Quelle: Geels (2014a, S. 273–274), erweitert um die Phasen ab 1982 mit Fokus auf Europa 

Ähnliche Phasen und Strategien beschreibt auch Penna (2014), der auf die besondere Bedeutung von 
Windows of Opportunity für die Auseinandersetzung mit dem Regime hinweist. Dieselgate hat dies 
jüngst wieder deutlich gemacht.  

Durch Widerstandstrategien lassen sich aber Transformationen nicht nur hinauszögern, sondern sie 
werden auch eingesetzt, um Entwicklungen möglichst zurückzuschrauben. Gabaldón-Estevan et al. 
(2018) führen den aktuell starken Einbruch beim Ausbau der regenerativen Stromerzeugung in Spa-
nien explizit auf den Einfluss großer Stromkonzerne zurück, die ihre Marktanteil in der profitablen 
Elektrizitätsversorgung nicht an dezentrale Anbieter verlieren wollten. Insbesondere die Photovoltaik 
mit ihren geringen Skaleneffekten und der daraus erwachsenden Möglichkeit der anteiligen Selbst-
versorgung war den Konzernen unwillkommen. Auch in Deutschland gab es in Folge des PV-Booms 
von 2008 bis 2011 starke Anstrengungen interessierter Kreise, die Fördersätze des EEG zu senken 
und das System der EEG-Umlage grundsätzlich in Frage zu stellen. Mit dem Übergang zu Ausschrei-
bungsverfahren für PV und Windenergie waren diese Anstrengungen erfolgreich. Rund um den 
Strom spielt die Lobby der Energiekonzerne eine zentrale Rolle: „Die Lobby der großen Energiever-
sorger und ihre politischen Vertreter überschütten uns mit irreführenden Behauptungen und Fehlin-
formationen“ beschreibt Claudia Kemfert die Lage in ihrem Buch „Kampf um Strom“ (Kemfert, 2013).  

Ein Zurückgehen des Lobbyismus kann in Deutschland kaum beobachtet werden (Lobby Control, 
2017, S. 9):  

In der Tendenz erleben wir das Gegenteil. Staat und Parteien binden private Akteure und 
Lobbyist/innen immer enger in Entscheidungsprozesse ein. Wenn politische Entscheidungen 
in Expertengremien und Kommissionen ausgelagert oder Gesetzestexte gleich vollständig 
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von Anwaltsfirmen geschrieben werden, untergräbt der Staat seine Verantwortung für ei-
nen fairen und transparenten Interessenausgleich. Diese Entwicklungen sind zum einen Aus-
druck grundlegender Machtverschiebungen zwischen Markt und Staat, deren strukturelle 
Ursachen in einer marktorientierten Globalisierung, Liberalisierung und Deregulierung lie-
gen. Zum anderen entsprechen sie einem Staatsverständnis, nach dem Politik als Manage-
ment betrieben wird und der Staat eher eine moderierende denn eine gestaltende Rolle hat. 
Triebkräfte dieses Staatsverständnisses wiederum sind diejenigen, die vom Politikoutsour-
cing profitieren. 

Der in Deutschland weitgehend intransparente und schlecht regulierte Lobbyismus (Lobby Control, 
2017, S. 4) bedarf daher der intensiven Aufmerksamkeit bei der Entwicklung von Ansätzen der Gover-
nance von radikalen Systeminnovationen.  

Der Kontext des Lobbyismus macht auch deutlich, dass mit einer friedlichen Einigung und einem Kon-
sens mit Blick auf die Transformationen zur Nachhaltigkeit nicht immer gerechnet werden kann. Für 
die erfolgreiche Auseinandersetzung mit Gegnern der Transformation ist daher ein anderes Denken 
erforderlich, als das von Offenheit, Kooperation und Beteiligung. Einige Hinweise auf das grundsätz-
lich andere Denken und Handeln, dass die Auseinandersetzung mit einem Gegner erfordert, können 
beispielhaft der Schrift über „Die Kunst des Krieges“ entnommen werden, die der chinesische Stra-
tege Sun Tsu hat um 500 v Chr. verfasst hat und die nicht nur für Herrscher des alten China, sondern 
auch für Napoleon eine wichtige Quelle von Strategie und Taktik in vielen Arten von Auseinanderset-
zungen war (Sun Tsu 500 v. Chr. / 2018). Zwar empfiehlt auch Sun Tsu (2018, S. 31) „Die größte Leis-
tung besteht darin, den Widerstand des Feindes ohne einen Kampf zu brechen“, aber er empfiehlt 
auch die Überraschung (S. 56): „Die Stelle, an der wir kämpfen wollen, darf nicht bekannt werden, …“ 
sowie (S. 58) „Das höchste Ziel bei allen taktischen Entscheidungen muss sein, sie geheim zu halten; 
halte deine Entscheidungen geheim und du bist sicher vor den Augen der geschicktesten Spione und 
vor den Ränken der klügsten Köpfe.“ Das Geheimhalten politischer Absichten vor Lobbyisten mit ge-
gensätzlichen Interessen erscheint überaus plausibel. Und auch die Empfehlung (S. 53) „Du kannst 
sicher sein, mit deinem Angriff Erfolg zu haben, wenn du nur Orte angreifst, die unverteidigt sind“ 
kann ein wertvoller Hinweis dazu sein, festgefahrene Auseinandersetzungen ruhen zu lassen und an 
anderer Stelle, mit anderen Argumenten oder Fakten neu zu eröffnen. Wissen über Strategie und 
Taktik der Auseinandersetzung mit Gegnern sollten im Rahmen der Transformations-Governance be-
wusst genutzt werden.  

6.6 Lobbyismus von Nischenakteuren des nachhaltigen Wirtschaftens 
Während die bisherigen Ausführungen auf die Rolle von Lobbyismus zur Verteidigung bestehender 
Regime und etablierter (nicht-nachhaltiger) Wirtschaftsakteure abhoben, soll an dieser Stelle auch 
auf die Möglichkeit und Praxis verwiesen werden, dass nachhaltigkeitsorientierte Unternehmen und 
Verbände, die innovative umweltfreundliche Produkte oder Dienstleistungen bislang in der Nische 
anbieten bzw. fördern, Instrumente des Lobbyismus für die Veränderung von Marktregeln und ge-
setzlichen Rahmenbedingungen einsetzen, um bestehende Wettbewerbsnachteile gegenüber nicht-
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nachhaltigen Produkten und Dienstleistungen zu beseitigen. Diese Option wurde Pacheco et al. 
(2010) in einem viel beachteten Artikel „Escaping the green“ in die Debatte eingeführt. Sie betonen 
in ihrer Konzeption, dass Unternehmen zwar den Bedingungen des Marktes unterliegen und oftmals 
mit nachhaltigen Produkten systematischen Wettbewerbsnachteilen ausgesetzt sind, was sie oftmals 
zur Senkung von Umweltstandards oder zur Geschäftsaufgabe zwingt. Sie heben allerdings gleichzei-
tig hervor, dass die betreffenden Unternehmen und Entrepreneure aus diesem „grünen Gefängnis“ 
dadurch ausbrechen können, dass sie durch die Beeinflussung gesetzlicher Rahmenbedingungen, die 
Festlegung von Verfügungsrechten an Naturressourcen oder die Etablierung von wirksamen Zertifi-
zierungssystemen die Marktspielregeln verändern und gezielt Geschäftschancen („entrepreneurial 
opportunities“) für ihre nachhaltigen Produkte und Dienstleistungen schaffen (Pacheco et al., 2010). 
Angesichts der sehr unterschiedlichen Ressourcenausstattung von etablierten Großunternehmen 
und Verbänden einerseits und Nischenakteuren andererseits, muss davon ausgegangen werden, dass 
bezüglich der Möglichkeiten von Lobbyismus sicher keine „Waffengleichheit“ besteht. Gleichwohl 
zeigen einzelne Beispiele, dass junge Verbände z.B. im Bereich der erneuerbaren Energien in be-
stimmten Phasen durch geschickte Lobby-Arbeit und die Nutzung leistungsfähiger organisationsüber-
greifender Promotorennetzwerke (Beucker et al., 2012) durchaus Einfluss auf die Destabilisierung be-
stehender Regime und die Veränderung gesetzlicher Rahmenbedingungen zugunsten nachhaltiger 
Produkte und Dienstleistungen nehmen können (Fichter & Beucker, 2008). Diese netzwerkbezogene 
Form der Destabilisierung von Regimen kann dem in der Klassifikation von Kivimaa und Kern (2016) 
aufgeführten Ansatz „Neue Netzwerkstrukturen“ zugeordnet werden (vgl. dazu die Ausführungen in 
7.1). 

6.7 Möglichkeiten und Grenzen der Konzepte 
Während die Idee der Mitverantwortung von Individuen und Unternehmen für das Erreichen staatli-
cher Ziele unzweifelhaft ein wichtiger Gedanke des aktivierenden Staates ist, ist angesichts der 
machtvollen Vertretung von Lobbyinteressen zu befürchten, dass das sichere Erreichen von Staatszie-
len und die Sicherstellung von Schutzgütern durch die Umsetzung von Konzepten wie Governance 
oder aktivierender Staat nicht immer zuverlässig realisiert werden kann (Feaver & Evans, 2015, S. 
423). Selbst im Kontext einer durch die ökologische Modernisierung angenommenen Gleichheit zwi-
schen privaten und staatlichen Interessen bezüglich ökologisch-ökonomischer Effizienzeffekte haben 
Porter und van der Linde festgestellt, dass ein solcher Anreiz keineswegs immer ausreicht, Privatper-
sonen oder Unternehmen zuverlässig zum Handeln zu bewegen (Porter & van der Linde, 1995).  

Die freiwillige Vereinbarung als klassisches Beispiel kooperativen Handelns von Staat und Unterneh-
men hat bisher nicht zu der Erfahrung geführt, dass sie unbedingt oder auch nur meistens zum Erfolg 
führt (Clausen, Brokmann & Schellenberger, 1995; Deutsche Bank Research, 2009). Am Beispiel der 
Automobilbranche kann aufgezeigt werden, dass nicht nur freiwillige Vereinbarungen nicht erfüllt 
werden, sondern sogar mit erheblicher krimineller Energie die Umgehung regulativen Rechts betrie-
ben wird (vgl. Abschnitt 6.5.3).  
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Auch die objektive Legitimität eines politischen Ziels stellt nicht sicher, dass dieses Ziels auch real um-
gesetzt wird. So ist z.B. die Legitimität des Zieles, die deutschen Treibhausgasemissionen bis 2030 um 
55% zu reduzieren durch die deutsche Unterschrift unter den Pariser Klimavertrag, den deutschen 
Klimaschutzplan (BMUB (Hrsg.), 2016) wie auch die Koalitionsvereinbarung (CDU, CSU und SPD, 
2018) eigentlich klargestellt, was die Unionsparteien nicht daran hindert, den im Frühjahr 2019 vor-
gelegten Vorschlag für ein Klimaschutzgesetz als Weg in die Planwirtschaft zu diskreditieren (Pötter, 
2019).  

Die Nutzung der Idee der Kooperation, wie sie in den Konzepten der Governance und des aktivieren-
den Staates vorgeschlagen wird, muss daher mit Bedacht und Sachverstand betrieben werden. Das 
folgende Kapitel 7 wirft deshalb einen genauen Blick auf das Spektrum von Instrumenten, mit denen 
Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie umgesetzt werden können sowie auf ihre jeweilige Wirksamkeit 
und auf Qualitätsfragen. Zum Abschluss entwickelt das Kapitel ein Instrumentarium, welches als Aus-
gangspunkt der weiteren Untersuchungen dient.  
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7 Politische Instrumente 

7.1 Das Spektrum politischer Instrumente 
Das Spektrum staatlicher Steuerungsmöglichkeiten ist differenziert. Der Staat kann z.B. direkt Ho-
heitsrechte in den Bereichen öffentliche Sicherheit, Landesverteidigung, Handel- oder Außenpolitik 
ausüben. Er kann als Anbieter von Gütern und Dienstleistungen auftreten, z.B. in den Feldern Bil-
dung, Kultur oder Grundlagenforschung. Im Rahmen der direkten Steuerung zwingt der Staat seine 
Bürger durch ordnungsrechtliche Vorgaben (Gebote, Verbote oder Auflagen) zu bestimmten Verhal-
tensweisen. Auch kann er durch ökonomische Anreize steuern, z. B. durch die Zahlung von Subven-
tion oder durch die Schaffung finanzieller Nachteile durch Steuern oder Abgaben. Weitere Einfluss-
möglichkeiten hat der Staat durch Informations- und Beratungsangebote sowie durch das Hinwirken 
auf das Abschließen freiwilliger Selbstverpflichtungen.  

Tabelle 4: Steuerungsinstrumente des Staates 

Sicherstellung wichtiger öffentlicher 
Güter und Ressourcen 

Beeinflussung gesellschaftlichen Handelns 

 Direkte 
Steuerung 

Indirekte Steuerung 

Hoheitsrechte 
des Staates 

Staat als Anbieter von 
Gütern und Dienst-
leistungen 

Ordnungs-
rechtliche 
Vorgaben 

Ökonomische 
Anreize 

Information, Beratung, 
Vernetzung, freiwillige 
Vereinbarungen 

Quelle: In Anlehnung an Braun/Giraud (2003) 

Die drei Instrumententypen Ordnungsrecht, ökonomische Anreize sowie Information und freiwillige 
Vereinbarungen dominierten noch um die Jahrtausendwende die Debatte um Instrumente der ökolo-
gischen Produktpolitik, so z.B. bei Neitzel (1994, S. 52) und in der umfangreichen Auflistung von In-
strumenten des Ordnungsrechts, der ökonomischen Instrumente, rund um Wareninformationen so-
wie auch zu freiwilligen Vereinbarungen bei Rubik und Teichert (Rubik & Teichert, 1997). In seiner 
Konzeption einer integrierten Produktpolitik fokussiert Rubik (2002, S. 279ff) neben einem Hinweis 
auf die Bedeutung der Förderung von Forschung und Innovation stark auf Instrumente der Informa-
tion und Kooperation, erweitert die Spektrum aber um ordnungsrechtliche Elemente, z.B. mit dem 
Ziel der Vermeidung von Problemstoffen (Rubik, 2002, S. 332) sowie auch um die Idee der Mobilisie-
rung von Risikokapital (Rubik, 2002, S. 331), mit welchem Innovationsprojekte mit Unsicherheiten 
vorangebracht werden sollen. Mit Blick auf die Entwicklung von Märkten und Nachfrage schlägt Ru-
bik „schlanke“, also frugale und damit preiswertere Produkte vor (Rubik, 2002, S. 340) und betont 
auch die Bedeutung der Frage der relativen Preise, auf die der Staat durch Steuern, Abgaben und die 
Gestaltung von Subventionen und fallweise auch Gebühren einwirken kann (Rubik, 2002, S. 344, 
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357). Im Großen und Ganzen entfernt sich die produktpolitische Konzeption von Rubik damit nur we-
nig von den klassischen drei Instrumententypen Ordnungsrecht, ökonomische Anreize sowie Infor-
mation und freiwillige Vereinbarungen.  

Fichter und Clausen diskutieren erstmals Politikstrategien zur Exnovation und Exitförderung als syste-
matischen Ansatzpunkt zur Förderung der Diffusion umweltentlastender Produkt- und Serviceinnova-
tion (Fichter & Clausen, 2013, S. 328 ff.). In ihrem Konzept bilden Exnovation und die staatliche För-
derung des Ausstiegs aus als nicht-nachhaltig erkannten Technologien und Wirtschaftsformen (Exit-
förderung) ein zentrales Interventionsfeld, wenn es um die Durchsetzung und Verbreitung von Um-
weltinnovationen geht. Für eine erfolgreiche Transformationspolitik sei es entscheidend, dass 
Exitstrategien nicht nur für einzelne Technologien und Stoffe, sondern auch für ganze soziotechni-
sche Systeme entwickelt werden, die als nicht nachhaltig erkannt oder bewertet werden. Sie unter-
scheiden drei Formen der Exitförderung: 

(1.) Abbau umweltschädlicher Subventionen: Der Abbau umweltschädlicher Subventionen schafft 
Raum und wirtschaftliche Chancen für innovative umweltentlastende Lösungen. 

(2.) Stoff-, Technologie- oder Produktverbote: Ein nachhaltiger Strukturwandel ist darauf angewie-
sen. Analog zum Begriff der „kreativen Zerstörung“ von Schumpeter (1947), der sich auf den 
eigendynamischen unternehmerischen Wettbewerbsprozess bezieht, können ordnungsrecht-
liche Eingriffe des Staates in Form von Verboten nicht-nachhaltiger Stoffe, Technologien oder 
Produkte einerseits als absichtsvoll zerstörerisch eingestuft werden, andererseits können sie 
aber gleichzeitig die Kreativität für innovative umweltentlastende Lösungen stimulieren und 
den Diffusionsraum schaffen, der für einen Pfadwechsel notwendig ist. Die Entwicklung sekt-
oraler und regionaler Strategien für die Abfederung negativer sozialer Folgen des Struktur-
wandels müssen Teil von Exitstrategien sein. 

(3.) Zusammenspiel von Innovation und Exnovation: Neue innovative Angebote z.B. im Bereich 
des Carsharings eröffnen die Möglichkeit, Innovation (neuartige Gemeinschaftsnutzungen) mit 
Exnovation (bisherige Autobesitzer schaffen nach dem Ausrangieren ihres Fahrzeuges kein 
neues an) zu kombinieren. Die Synchronisierung von Innovation und Exnovation ist deshalb 
erforderlich (Fichter & Clausen, 2013, S. 329). 

Die internationale politikwissenschaftliche Forschung erweitert das Spektrum politisch einsetzbarer 
Instrumente weiter und verändert dabei aber auch den Begriff des „umweltpolitischen Instruments.“ 
Kivimaa und Kern (2016) bauen ihren Beitrag auf Arbeiten zur Multi-Level-Perspective, zu technolo-
gischen Innovationssystemen und dem strategischen Nischenmanagement auf. In mehreren Aspek-
ten erweitern sie das klassische Verständnis staatlicher Eingriffe (Kivimaa & Kern, 2016, S. 208) und 
Nutzen dabei bewusst den Schumpeter‘schen Begriff der „creative destruction“:  

▪ Sie unterteilen die staatlichen Handlungsoptionen nach der grundsätzlichen Zielsetzung der För-
derung der Entstehung von Innovationen und Nischen einerseits und der Dekonstruktion bzw. 
Destabilisierung nicht-nachhaltiger Systeme andererseits.  
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▪ Sie betonen die grundsätzliche Bedeutung einer klaren Rahmenvorgabe und Richtungssetzung, 
die auf einer grundsätzlichen Ebene Denk- und Suchstrategien in Richtung auf nachhaltige Lösun-
gen lenken soll. Weiter stellen sie einen Zusammenhang zur Unterstützung und Legitimierung 
neuer Lösungen her.  

▪ Neben der schon bei Rubik (2002, S. 331) betonten Bedeutung von Finanzierungsmöglichkeiten 
und Risikokapital, integrieren sie die seit Anfang des Jahrtausends immer wieder als wichtiges 
Element hervorgehobene Gründungsförderung (Clausen, 2004; Petersen, 2003; Schaltegger, 
2002; Schaltegger & Petersen, 2000; Weiß & Fichter, 2013) in das Instrumentenspektrum des Ni-
schenmanagements. 

▪ Weiter betonen sie die Bedeutung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses von Innovationen und sehen 
F&E-Aktivitäten mit dem Ziel des Erschließens von Lerneffekten und der Kostenreduktion eben-
falls als Instrument der Vorbereitung der Transformation.  

▪ Das Spektrum der Instrumente zur Destabilisierung erweitern sie über die ökonomischen Instru-
mente der Steuern, Abgabe und Subventionen zur Veränderung der relativen Preise hinaus auf 
die Möglichkeiten zur Veränderung grundlegender Systemregeln (wie z.B. der Änderung der Re-
geln des Elektrizitätsmarktes 1998 (Kivimaa & Kern, 2016, S. 209)) sowie die gezielte Änderung 
von Netzwerkstrukturen durch den Staat, die sich z.B. auf die gezielte Reduktion des Einflusses 
von Lobbyisten etablierter Regime in politischen Beraterkreisen beziehen kann. 

Für ihre Analyse des politischen Handlungsspektrums im Kontext von Transformationsprozessen zur 
Nachhaltigkeit nutzen sie ein Analyserahmen mit 11 Kategorien staatlichen Handelns.  

Tabelle 5: Rahmen für die Analyse politischer Handlungen im Kontext von Transformationsprozessen 

Creation:  

Förderung der Entstehung von Innovationen und Ni-
schen  

Destruction: 

Dekonstruktion bzw. Destabilisierung nicht-nachhal-
tiger Systeme 

C1: Forschung und Entwicklung, Wissen D1: Ordnungsrecht, Steuern und Abgaben 

C2: Pilotanwendungen und Pilotmärkte D2: Grundsätzlich neue Regeln 

C3: Kosten-Nutzen Verhältnis D3: Reduzierung von Subventionen und F&E 

C4: Gründungsförderung D4: Veränderungen in Netzwerkstrukturen 

C5: Finanzierung  

C6: Legitimität und Unterstützung  

C7: Ziele und Einfluss auf Orientierungen  

Quelle: Aufbauend auf Kivimaa und Kern (2016, S. 209). 
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Die Häufigkeit der Anwendung der hier aufgeführten Instrumente der Transformationspolitik unter-
scheidet sich zumindest in den Feldern der Untersuchung von Kivimaa und Kern deutlich. Diese Un-
tersuchung bezog sich auf die Anwendung politischer Instrumente zur Förderung von Energieeffi-
zienzinnovationen in Finnland und Großbritannien in verschiedenen Anwendungsfeldern.   

Vergleichsweise häufig werden die Instrumententypen C1 (F&E), C5 (Finanzierung) und C7 (Ziele und 
Orientierung) eingesetzt, die Orientierungen und Möglichkeiten für die Nische schaffen, ohne dabei 
allerdings das bestehende Regime ernsthaft zu gefährden (Kivimaa & Kern, 2016, S. 212, 213).   

Nicht ganz so häufig wird mit den Instrumententypen C2 (Pilotanwendungen und Pilotmärkte) und 
C4 (Gründungsförderung) gearbeitet. In einer vergleichbaren Häufigkeit werden auch durch ord-
nungsrechtliche Vorschriften, Steuern und Abgaben die Bedingungen der etablierten Technologien – 
meist nur leicht - verschlechtert.  

Mit dem Fokus auf das Nischenmanagement werden besonders Initiativen zur Herstellung eines gu-
ten Kosten-Nutzen Verhältnisses (C3) wie auch Initiativen zur Herstellung von Legitimität und Unter-
stützung neuer Lösungen (C6) in beiden Ländern selten ergriffen.  

Am seltensten gefunden wurden die destabilisierenden Maßnahmentypen D2 (Grundsätzlich neue 
Regeln) und D3 (Reduzierung von Subventionen und F&E) und kein einziger Fall der gezielten Verän-
derungen von Netzwerkstrukturen (D4) wurde dokumentiert (Kivimaa & Kern, 2016, S. 212, 213). 

Die vielleicht wichtigste Erkenntnis der Analyse von Kivimaa und Kern ist, dass die Instrumente der 
„Deconstruction“ weit weniger eingesetzt werden als Instrumente der „Construction“. Die für eine 
effektive Diffusionspolitik als notwendig erachtete Synchronisierung von Innovation und Exnovation 
(Fichter et al., 2013) ist hier nicht zu beobachten. 

Hohe Bedeutung hat die systematische Dekonstruktion nicht-nachhaltiger Technologiesysteme auch 
für Geels (2015). Er weist zum einen darauf hin, dass das etablierte Regime nicht nur für die Auf-
rechterhaltung des dominanten Technologiesystems kämpft, sondern dessen Gefährdung auch in der 
Phase der Innovation schon reduziert. Als Maßnahme des „proaktiven Widerstands“ führt er z.B. ge-
zielte Diskussion um Clean-Coal an. Für Carbon-Capture-and-Sequestration (CCS) wurde durch das 
Energie-Regime intensiv Grundlagenforschung und Forschungsmittel gefordert. Weiter wurde der 
Vorschlag in die Diskussion gebracht, neue Kohlekraftwerke „CCS-ready“ zu bauen und dann CCS 
nachzurüsten, wenn es wirtschaftlich wäre (Geels, 2015). Investitionen zur Förderung der Serienreife 
wurden jedoch durch die Branche kaum getätigt. Es reichte offenbar aus, mit der Zukunftstechnolo-
gie CCS die Diskussion um den Ausstieg aus der Kohle wiederum ein wenig verzögern zu können. Die 
bei Kivimaa & Kern (2016) erwähnte Handlungskategorie „D4: Veränderungen in Netzwerkstruktu-
ren“ mit dem Ziel der gezielten Reduktion des Einflusses von Lobbyisten etablierter Regime in politi-
schen Beraterkreisen wäre ein Möglichkeit, das Verzögern der Transformation durch eine verwir-
rende Vielfalt u.U. wenig sinnvoller Innovationsrichtungen und anderen Aktivitäten zur Verzögerung 
der Entwicklung zu erschweren.  
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7.2 Die Wirksamkeit politischer Instrumente 
Aus Sicht der Wirksamkeit sind die verschiedenen Maßnahmentypen unterschiedlich zu beurteilen. 
So bezeichnen z.B. Oikonomou und Jepma (2007, S. 135) Maßnahmen der Information und Kommu-
nikation als vorbereitende Maßnahmen („up-front measures“) und differenzieren sie so deutlich von 
finanziellen und regulativen Maßnahmen. Auch Milke (2005, S. 126) betont die Bedeutung verbindli-
cher Regeln und differenziert sie von freiwilligem Handeln, dass „auch sinnvoll sein kann“. In der ak-
tuellen sozial-ökologischen Forschung bewerten Sunderer et al. (2011, S. 411) die Wirkung von Feed-
backinstrumenten zum Stromverbrauch in Privathaushalten „eher als gering“. Clausen und Fichter 
(2019b) ermitteln auf einer Basis von 130 Diffusionsfällen, dass Maßnahmen der Information und 
Kommunikation im Feld nachhaltiger Produkte und Dienstleistungen zwar erforderlich sind, um die 
Zielgruppen über die Verfügbarkeit der Angebote zu informieren, darüber hinaus aber nicht dazu 
führen, dass eine wirksame Verbreitung am Markt eintritt. Es ist zu resümieren, dass Maßnahmen 
der Information auf die Vermittlung von Informationen zielen und nicht auf die direkte Umsetzung 
der Inhalte dieser Informationen. Informationen sind zwar oft Voraussetzung zum Handeln, stellen 
das Handeln selbst aber offenbar nicht sicher. Kahlenborn et al. (2013, S. 139) sehen den „mündigen 
Verbraucher“ eher als Mythos der Umweltpolitik. Offenbar tritt Handeln nicht allein aufgrund einer 
Information ein, sondern erfordert weitere Anreize.  

Solche Anreize können sich durch ökonomische Maßnahmen ergeben. Die grundsätzliche Wirksam-
keit ökonomischer Maßnahmen ist kaum zu bezweifeln. Die hohe Verbreitung, die Technologien zur 
Erzeugung regenerativen Stroms in Deutschland erreicht haben, ist ohne das EEG als zentrale ökono-
mische Maßnahme nicht zu erklären (Clausen & Fichter, 2019a).  Die Erfahrung mit dem EEG zeigt 
auch, dass die Höhe der ökonomischen Anreize von hohem Belang ist. Maßstab ist die Wirtschaftlich-
keit. Erreicht eine "kostendeckende Einspeisevergütung", dass die Investition z.B. in eine Windkraft-
anlage sich als wirtschaftlich darstellt, dann steigt die Wahrscheinlichkeit, dass diese errichtet - und 
finanziert - wird. Ergibt sich durch übertrieben günstige ökonomische Randbedingungen eine sehr 
hohe Wirtschaftlichkeit, kann es zu einem Boom kommen und die Zahl der errichteten Anlagen steigt 
höher, als es mit Blick auf die Förderkosten optimal ist. Solche sehr guten Bedingungen waren von 
etwa 2008 bis 2012 in Deutschland bei der Errichtung von PV-Anlagen gegeben.  Aber auch für För-
derprogramme im Bereich der Gebäudeenergieversorgung  wird Wirksamkeit gezeigt (Rosenow & 
Galvin, 2013), wobei  der angestrebte Effekt durch Reboundeffekte und Free-Rider-Verhalten redu-
ziert werden kann.  

Auch die grundsätzliche Wirksamkeit ordnungsrechtlicher Maßnahmen für die Erreichung umweltpo-
litischer Ziele ist kaum zu bezweifeln. So erreichen eine hohe Anzahl effizienter Geräte aufgrund der 
EU-Ökodesign-VO hohe Verbreitungsgrade (Clausen & Fichter, 2019a). Ebenso konnten in England 
durch die ordnungsrechtliche Verpflichtung von Energieversorgern, Energieeinsparungen bei ihren 
Kunden zu erreichen, Einspareffekte realisiert werden (Rosenow & Galvin, 2013).  

Die Wirksamkeit aller umweltpolitischen Instrumente hängt allerdings stark davon ab, ob diese In-
strumente handwerklich gut gemacht sind und keine Lücken oder Hintertüren bieten, die das Errei-
chen des jeweiligen Regulierungsziels umgehbar machen.  
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7.3 Die Qualität politischer Instrumente 
Als Kriterien „guter“ politischer Steuerung gelten Effektivität, Effizienz und Legitimität (Holtkamp, 
Bogumil & Kissler, 2006). Kahlenborn et al. nennen ein „wirkungskräftiges Design“ politischer Instru-
mente sowie Kosteneffizienz in der Umsetzung. Statt der Legitimität finden sich hier Abstimmung 
und Partizipation als Kriterien für gute Transformationspolitiken (Kahlenborn et al., 2013, S. 128). In 
der Liste von 11 Leitfragen an Transformationspolitiken fehlt bezeichnender Weise der Vollzug 
(Kahlenborn et al., 2013, S. 128).  

Die Frage der Effektivität politischer Instrumente im Einzelfall komplex sein. So bewerten z.B. Kahlen-
born et al. (2013, S. 134) verbindliche Effizienzstandards wie den Top-Runner Ansatz als wirksam und 
schlussfolgern: „So lassen sich die Emissionsgrenzwerte für Autos relativ leicht über regulative Instru-
mente verringern“ – eine klare Unterschätzung der Komplexität der Dinge.  

Im Rahmen des Forschungsprojektes „Transformation2Green“ wurde in 15 Fallstudien untersucht, 
welche Pfadabhängigkeiten die Transformation in verschiedenen Transformationsfeldern hemmen. 
Hierbei wurde eine Reihe rechtlicher Pfadabhängigkeiten identifiziert, die darauf hindeuten, dass 
eine Reihe umweltrechtlicher Konstrukte bzw. Rechtssysteme Qualitätsmängel aufweisen, die schon 
in der Anlage der jeweiligen Vorschriften das Erzielen einer hohen Wirksamkeit unwahrscheinlich 
machen.  

Ein Beispiel für eine systematische Begrenzung der Wirksamkeit von Umweltrecht stellt das etab-
lierte landwirtschaftliche System mit seinem zu hohen Einsatz an Düngemitteln und Pestiziden dar. 
Hier ist es interessierten Kreisen gelungen, die Grundannahme im Rechtssystem zu verankern, dass 
die Landwirtschaft aufgrund ihres Beitrages zur Grundversorgung einer Sonderstellung im Umwelt-
recht bedarf. „Diese Sonderstellung hat zur Folge, dass viele umweltbezogene Vorschriften in der 
Landwirtschaft bisher wenig wirksam sind, dass ein nur lückenhaftes Monitoring stattfindet und der 
Vollzug ebenso starke Schwächen aufweist“ (Clausen & Fichter, 2017, S. 28). Die detaillierte Analyse 
der rechtlichen Privilegierung der Landwirtschaft im Umweltrecht (Tappeser & Chichowitz, 2017a, 
2017b) zeigt, dass z.B. die Landwirtschaft im Bodenschutz vom Geltungsbereich des BBodSchG durch 
Ausnahmeregelungen in §3 größtenteils ausgenommen ist (Ekardt, Heym & Seidel, 2008). Solche 
Ausnahmen gibt es auch im Naturschutz- und im Wasserrecht (Ekardt et al., 2008). „Die allgemeine 
Vorsorgepflicht und die Pflicht zur Gefahrenabwehr erfüllt die Landwirtschaft laut §17 BBodSchG be-
reits dann, wenn die Grundsätze der „guten fachlichen Praxis“ eingehalten werden“ (Tappeser & 
Chichowitz, 2017a, S. 20). Auch nach einer Neuregelung in 2002 wird §17 BodSchG immer noch als 
„symbolische Gesetzgebung“ mit geringer Steuerungswirkung eingeschätzt, da der Paragraf keine 
ordnungsrechtliche Anordnungsbefugnis enthält (Ekardt et al., 2008). Eine ähnlich schlechte Grund-
lage für gute Umweltpolitik bietet die Grundannahme der Verkehrspolitik, dass mehr Straßeninfra-
struktur grundsätzlich zu mehr Wohlstand führt (vgl. Abschnitt 2).   

Auch im Detail einzelner Vorschriften stellen Ausnahmen einen wichtigen Grund für begrenzte Wirk-
samkeit dar. So gibt es In der EnEV seit 2009 Ausnahmen für bestimmte Verpflichtungen. So ist z.B. 
die Dämmung freiliegender Warmwasser- oder Heizungsrohre, der Keller- und obersten Geschossde-
cken sowie der Austausch über 30 Jahre alter Heizkessel für Gebäude mit maximal zwei Wohnungen, 
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die schon 2002 vom aktuellen Besitzer bewohnt wurden, nicht verpflichtend (sog. „Omaregelung“). 
„Dies trifft jedoch auf einen signifikanten Anteil der Ein- bis Zweifamilienhäuser zu. 35 Prozent der 
Eigenheimbesitzer sind über 65 Jahre alt“ (Tappeser & Chichowitz, 2017c, S. 18). 

Im Zentrum des gegenwärtig an viel zu vielen Stellen wenig wirksamen Umweltrechts stehen darüber 
hinaus Gesetze und Verordnungen mit Lücken, Hintertüren oder anderen Elementen, die ihre Wirk-
samkeit beschränken. Bei solch „lückenhaftem Umweltrecht“ scheint es sich nicht nur um Einzelfälle, 
sondern vielmehr um ein generelles Prinzip zu handeln. Durch massive Einflüsse starker Lobbies auf 
den Gesetzgebungsprozess kommt es immer wieder dazu, dass Hintertüren in Gesetzestexte einge-
baut werden, die die Wirksamkeit der Regelungen deutlich reduzieren können. Als Beispiel kann das 
Erneuerbare Energien Wärmegesetz (EEWärmeG) herangezogen werden (Clausen & Hinterholzer, 
2017). Das Ziel des EEWärmeG, 15% Versorgungsgrad aus regenerativen Energien im Neubau zu er-
reichen, wird relativiert durch die Möglichkeit, alternativ die Wärmedämmung zu verbessern oder 
eine Wärmerückgewinnung zu nutzen, wodurch die gleiche Primärenergieeinsparung erreicht wer-
den soll. Das Gros der als Reaktion auf der EEWärmeG getroffenen Maßnahmen im Neubau weicht 
so auf Effizienzmaßnahmen aus. In etwa 90% der Fälle wurde die Unterschreitung der EnEV ange-
strebt oder raumtechnische Anlagen installiert, in etwa 28% der Fälle wurde eine Wärmepumpe in-
stalliert, in ca. 18% eine Solarthermie und etwa 5% der Anwender entscheiden sich für Biomasse 
(Ecofys, Fraunhofer ISI, Öko-Institut & IZES, 2013, S. 18). Nur ca. ein Drittel aller Maßnahmen auf-
grund des EEWärmeG führt also letztlich zu mehr erneuerbarer Energie in der Wärmeversorgung.  

Weitere Fehler im umweltrechtlichen System liegen im Vertrauen auf die Einhaltung von Selbstver-
pflichtungen. Das Instrument der Selbstverpflichtung wird seit langem als aus ordnungspolitischen 
Gründen problematisches Instrument gesehen (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 1993, S. 
179), besonders dann, wenn als Gegenleistung staatliche Regelungen nicht erfolgen. Auch sahen die 
besonders in den 1990er Jahren beliebten Selbstverpflichtungen häufig keine Kontrollmechanismen 
oder nur eine Selbstkontrolle vor (Clausen et al., 1995, S. 17). Ende der 1990er Jahre war das zentrale 
Instrument zur Reduzierung des CO2-Ausstosses neuer Pkw zunächst eine freiwillige Selbstverpflich-
tung. Die Automobilhersteller hatten sich 1998 gegenüber der EU-Kommission u.a. dazu verpflichtet, 
den durchschnittlichen CO2-Ausstoß neuer Pkw auf 140 g/km bis zum Jahr 2008/09 zu senken (Clau-
sen, 2017f). 2008 lagen die durchschnittlichen CO2-Emissionen von Neuwagen in der EU aber erst bei 
157 g/km. Die Deutsche Bank resümiert: „Für die Zielverfehlung zeichnet in erster Linie die Automobil-
industrie selbst verantwortlich, denn sie hat den größten Einfluss auf die Entwicklung und den Einsatz 
effizienterer Motoren, neuer Antriebstechnologien oder leichterer Materialien im Fahrzeugbau“ 
(Deutsche Bank Research, 2009, S. 3). 

Auch die Umgehung bzw. phantasievolle Interpretation umweltrechtlicher Vorschriften kann ein 
wesentlicher Qualitätsmangel sein. So haben sich im Dezember 2008 Rat und Parlament der EU auf 
eine Verordnung zur Minderung der CO2 - Emissionen bei neuen PKW geeinigt. Der Ausgangspunkt 
waren Emission von ca. 157,5 gCO2/km (Transport & Environment, 2018, S. 18), das Ziel für 2015 wa-
ren 130 gCO2/km. Für die durchschnittlichen Emissionen eines in 2017 verkauften Fahrzeugs gibt die 
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EU-Kommission6 118,5 gCO2/km an, womit das Ziel für 2015 übererfüllt wäre. Seit 2008 entspricht 
dies einer Reduktion von 39 g oder 24,8%. Die an sich erfreuliche Zielerreichung stellt sich differen-
zierter dar, wenn man parallel auf die zunehmende Differenz von Herstellerangaben und den daraus 
errechneten Werten der CO2-Emissionen einerseits und der realen Kraftstoffverbräuche andererseits 
schaut. Die Tendenz dieser Abweichungen zeigt seit Jahren nach oben (ICCT & TNO, 2017; ICCT, TNO, 
IFEU & Sidekick, 2013). Die Deutsche Umwelthilfe (2013) listet 20 Möglichkeiten auf, am Verbrauchs-
wert durch Veränderung bzw. Optimierung von Fahrzeug, Motor und Testanlage zu feilen. Den um 
nominell 24,8% gesenkten CO2-Emissionen von 2008 bis 2017 stehen zusätzliche Messabweichungen 
von ca. 27% zwischen 2008 und 2016 gegenüber, die den erreichten Effekt nicht nur auf Null reduzie-
ren, sondern sogar einen unter dem Strich gestiegenen Spritverbrauch erwarten lassen (ICCT & TNO, 
2017).  

Eine ähnliche rechtliche Problematik erwächst offensichtlich aus der exakten Festlegung der Prüfbe-
dingungen für die Ermittlung des Feinstaub- und NOx-Schadstoffausstoßes von PKW. Auch diese wird 
von der Automobilindustrie zumindest bei Dieselantrieben phantasievoll genutzt, um das Zielviereck 
„zulässiger Schadstoffausstoß unter Prüfbedingungen“, „Verbrauch an Ad-Blue“, „Verbrauch an Die-
sel“ und „Motorleistung“ in ein für den Autoabsatz komfortables Gleichgewicht zu bringen (Becker, 
Hawranek, Knaup & Müller, 2016; Breitlinger, 2016).  

Auch fehlender Vollzug macht die wirksame Umsetzung von Umweltrecht unwahrscheinlich. So 
wurde z.B. zur Umsetzung der Vorschriften zum sogenannten „hydraulischen Abgleich“, der seit 1978 
in Folge der Ölkrise in §4 der „Verordnung über energiesparende Anforderungen an den Betrieb von 
heizungstechnischen Anlagen und Brauchwasseranlagen (HeizBetrV)“ gefordert wurde, keine zustän-
dige Stelle oder Behörde eingerichtet. Weder die Hausbesitzer noch die Installateure hatten einen 
Anreiz zur Umsetzung der Vorschrift. Eine im Jahr 2017 erstellte Auswertung von Daten zu über 
60.000 Gebäuden ergab,  dass in den seit Inkrafttreten der Verordnung verstrichenen fast 40 Jahren 
nur in kümmerlichen 18,1% der Gebäude in Deutschland ein hydraulischer Abgleich erfolgte (CO2On-
line, 2018).  

Mit Blick auf die Breite des Umweltrechts ist also festzuhalten, dass die Herstellung von Wirksamkeit 
umweltrechtlicher Vorschriften nicht nur eine technische Herausforderung der betroffenen Akteure 
ist, sondern immer wieder durch die Gestaltung der Vorschriften selbst geradezu unwahrscheinlich 
wird.  

7.4 Orchestrierung politischer Instrumente 
Mit einzelnen politischen Instrumenten lassen sich soziotechnische Systeme im Regelfall nicht grund-
sätzlich verändern. Kahlenborn et al. (2013, S. 128) weisen darauf hin, dass es grundsätzlich des Ein-
satz einer geeigneten Bandbreite an Instrumenten bedarf, die einerseits kohärent wirken müssen 
und deren Einsatz zwischen den verschiedenen zuständigen Stellen bzw. Ministerien abgestimmt sein 

                                                           
6 vgl. http://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/cars/index_en.htm vom 20.12.2018.  

http://ec.europa.eu/clima/policies/transport/vehicles/cars/index_en.htm
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sollten (horizontale Koordination). Für eine Reihe von Instrumenten gilt dabei, dass sie für sich ge-
nommen keine Transformation in Gang setzen können, sondern nur geeignet sind, größere Verände-
rungen vorzubereiten. Dies ist der Fall bei:  

▪ grundsätzlichen politischen Zielsetzungen, Plänen, Roadmaps u.dgl., deren Vorhandensein allein 
bestenfalls bewirkt, dass Orientierung entsteht und die Legitimität der laufenden Veränderungs-
bemühungen vergrößert wird, 

▪ Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung, zur Unternehmensgründung sowie 
von Pilotanwendungen und zur Schaffung von Pilotmärkten, die alle zur Entwicklung von Nischen 
notwendig sind, aber letztlich ebenso nur eine Vorbedingung der Veränderung des dominanten 
Regimes darstellen, 

▪ allen Maßnahmen zur Kommunikation und Information über neue Lösungen, so lange diese er-
hebliche Mehrkosten oder die Notwendigkeit von Verhaltensänderungen mit sich bringen und 
den informierten Nutzer so vor das Dilemma stellen, entweder Nachteile in Kauf zu nehmen oder 
die neue Lösung nicht zu übernehmen, wobei Kahlenborn et al. (2013, S. 139) den Zusammen-
hang Umweltwissen-Umweltbewusstsein-Umwelthandeln ganz grundsätzlich in Abrede stellen,  

▪ allen Ge- und Verboten, so lange die entsprechenden Vorschriften wesentliche Lücken oder Hin-
tertüren haben oder so lange ihnen ein wirksamer Vollzug fehlt, 

▪ allen Veränderungen von Steuern und Abgaben, so lange durch diese Änderungen nicht die Wirt-
schaftlichkeit der neuen Lösungen im Vergleich mit den nicht-nachhaltigen Lösungen des etab-
lierten Regimes hergestellt wird. 

Die hier aufgezählten Maßnahmen können dabei sowohl wesentliche vorbereitende Maßnahmen für 
eine folgende wirksame Transformation des etablierten Regimes sein. Genauso können sie aber auch 
ein umfangreiches politisches Programm darstellen, welches politische Anstrengungen zur Einleitung 
einer Transformation simuliert.  

Für eine erfolgreiche Transformation ist daher der Einsatz einiger weiterer politischer Instrumente 
geboten: 

(1.) Die Konsequente Förderung der Forschung und Entwicklung neuer Lösungen wird von einer 
konsequenten Reduktion der Forschung und Entwicklung wie auch der Subventionierung 
etablierter nicht-nachhaltiger Lösungen begleitet.  

(2.) Die Möglichkeiten einer innovations- und umweltorientierten öffentlichen Beschaffung wie 
auch eine entsprechende Aktivierung von kollektiven Akteuren (Kahlenborn et al., 2013, S. 
140) als Pilotkunden werden planmäßig genutzt.  

(3.) Ge- und Verbote werden wirksam und ohne Hintertüren gestaltet und von einem wirksamen 
Vollzug begleitet.  
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(4.) Für aussichtreiche neue Lösungen werden gezielt Folgeinnovationen zur Kostensenkung initi-
iert sowie auch solche, die zur Anpassung an verbreitete Lebensstile führen und so zur Reduk-
tion des Ausmaßes möglicher Mehrkosten sowie der notwendigen Verhaltensänderungen bei-
tragen.  

(5.) Veränderungen von Steuern und Abgaben stellen die Wirtschaftlichkeit der neuen Lösungen 
im Vergleich mit den nicht-nachhaltigen Lösungen des etablierten Regimes wirksam her, wo-
bei das Ausmaß möglicher Mehrkosten durch Erfolge vorhergegangener Anstrengungen zur 
Kostensenkung reduziert wird. 

(6.) Exportmärkte werden konsequent dort erschlossen, wo der Absatz innovativer Produkte auf-
grund lokaler Rahmenbedingungen am aussichtsreichsten ist, also z.B. Elektroautos in Norwe-
gen oder dezentrale Elektrizitätsnetzwerke in Afrika.   

(7.) Branchen- und politische Netzwerke werden planmäßig so verändert, dass Akteure von Krei-
sen, die nicht-nachhaltige Lösungen bevorzugen, an Einfluss in politischen Beraterkreisen ver-
lieren und Akteure, die nachhaltige und zukunftsfähige Lösungen vertreten, an Einfluss gewin-
nen. 

(8.) Auch eine gezielte Gründungsförderung für nachhaltige Lösungen sowie die Vernetzung 
neuer innovativer Unternehmen z.B. in Verbänden wie dem Bundesverband Deutsche Star-
tups e.V. tragen bei einer effektiven Netzwerk- und Lobbyarbeit zur Destabilisierung etablier-
ter Regime und Netzwerkstrukturen bei. 

(9.) Die endgültige Beendigung nicht-nachhaltiger Technologiepfade wird durch Exnovationsre-
geln gesetzlich festgelegt und systematisch vollzogen.  

Ein Teil dieses Instrumentariums ist bereits eingesetzt worden. So wurde z.B. in Deutschland der Aus-
stieg aus der Atomenergie sowohl 2002 wie auch 2011 gesetzlich festgelegt, wodurch gleichzeitig die 
Unsicherheit auch einer gesetzlichen Festlegung nur zu deutlich wird. Der Kohleausstieg wird erst-
mals 2019 begonnen, falls die nach mühseligen Verhandlungen erfolgte Einigung der Kohlekommis-
sion (Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung, 2019) es durch die Energielobby 
hindurch bis zu einer gesetzlichen Regulierung in einem Klimaschutzgesetz schaffen sollte.  

Insbesondere der Fall Norwegen zeigt, wie eine sehr wirksame Gestaltung von Steuern- und Abgaben 
den Markt für (Elektro-) Automobile erfolgreich verändern bzw. schaffen kann (Clausen, 2017d). Zur 
Senkung von Kosten innovativer Produkte wurden bereits Strategien eingesetzt, die auf Skalenef-
fekte (Economy-of-Scale) und deren indirekte Wirkung auf die Produktionskosten setzen (Clausen, 
2017c; Haugbølle & Vogelius, 2016). Die gezielte Kostensenkung als politische Strategie wurde durch 
das niederländische Umweltministerium im „Energiesprong-Sanierungsverfahren“ eingesetzt (Tappe-
ser, 2018). Als unternehmerische Strategie liegt sie der Entwicklung des Elektrotransporters „Street-
scooter“ zu Grunde (Clausen, 2017b). Wichtig ist auch, sehr wirksame Instrumente wie auch Exnova-
tionsregeln dann herbeizuführen, wenn sich ein Window of Opportunity, ein Gelegenheitsfenster, 
dafür anbietet (Kahlenborn et al., 2019; Nill, 2009).  
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Als Schwachstelle wird in Deutschland dagegen eine übergreifende und strategische Transforma-
tions-Governance gesehen, die z.B. aufbauend auf der Nachhaltigkeitsstrategie und ihren Indikato-
renberichten Prozesse tatsächlich steuert und Politiken einzelner Ressorts auf Bundesebene kohä-
rent macht (Kahlenborn et al., 2013, S. 141).   

Im Überblick lässt sich der Einsatz der Instrumente wie folgt vereinfacht den Phasen der Transforma-
tion zuordnen. 

Abbildung 8: Einsatz politischer Instrumente in der Transformation 

 

Quelle: Clausen und Fichter auf Basis von Geels (2002), Geels und Schot (2007) und WBGU  (2011). 

Das Werkzeug für eine Veränderung etablierter Strukturen steht damit der Politik zur Verfügung. Der 
konsequente Einsatz der verfügbaren Instrumente scheitert jedoch häufig daran, dass im Streit der 
Meinungen und unter dem ständigen Einfluss der Lobbys kapitalstarker Regime der politische Hand-
lungswille nicht ausreicht, Veränderungen wirksam in Szene zu setzen. Um diese Prozesse zu verste-
hen ist es notwendig, einen Blick auf ein weiteres Instrumentarium zu werfen, welches auf die Ver-
hinderung des Wandels gerichtet ist: Die Gegenstrategien des etablierten Regimes: 

Gegenstrategie 1: Negierung des Problems: Begibt sich die Gesellschaft daran ein Problem zu lösen 
ist die meist erste Aktivität zur Verhinderung der Lösung die Negierung des Problems (Geels, 2014b). 
Die Infragestellung des Klimawandels, der Streit um die Gesundheitsschädlichkeit von Pestiziden, 
Gentechnologie oder Feinstaub: durch all diese Fragen wird Unsicherheit geschaffen und es entsteht 
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Bedarf an neuen Studien, um die Frage „endgültig“ zu beantworten. Das eigentlich in der Umweltpo-
litik verankerte Vorsorgeprinzip gerät da leicht in Vergessenheit. Die Erklärung der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro konkretisiert das Vorsorge-
prinzip in Kapitel 35 Absatz 3 der Agenda 21 (BMU (Hrsg.), 1992): „Angesichts der Gefahr irreversibler 
Umweltschäden soll ein Mangel an vollständiger wissenschaftlicher Gewissheit nicht als Entschuldi-
gung dafür dienen, Maßnahmen hinauszuzögern, die in sich selbst gerechtfertigt sind. Bei Maßnah-
men, die sich auf komplexe Systeme beziehen, die noch nicht voll verstanden worden sind und bei 
denen die Folgewirkungen von Störungen noch nicht vorausgesagt werden können, könnte der Vor-
sorgeansatz als Ausgangsbasis dienen.“ Dennoch wird auch vor Gerichten immer wieder erfolgreich 
der endgültige Nachweis der Schädlichkeit gefordert, bevor eine gesellschaftliche Praxis beendet 
werden kann. Und jede neue Kritik an einem bestehenden, aber unwillkommenen Konsens wird wie 
im Falle der Initiative der 100 Lungenärzte gegen den Feinstaub-Grenzwert von den Lobbyisten nahe-
stehenden Politikern wie Verkehrsminister Scheuer begeistert begrüßt (Volksstimme, 2019).  

Gegenstrategie 2: Verbreitung von Unwahrheiten oder Mythen: Die Verbreitung von Unwahrheiten 
und Mythen stellt ein wichtiges Instrument zur Verhinderung der Herbeiführung von politischen Ent-
scheidungen dar (Harich, 2012). Clausen und Fichter (2017) finden die bewusste Verbreitung von fal-
schen oder angesichts der ökologischen Herausforderung nicht mehr zeitgemäßen Grundannahmen 
in den politischen Handlungsfeldern Energie, Verkehr wie auch Ernährung. Kemfert (2013) zeigt am 
Beispiel des Strommarktes, wie durch die Verbreitung von Informationen über drohende Blackouts 
und langfristig „teuren“ Ökostrom der politische Wille zur Energiewende im Strommarkt planmäßig 
erodiert und diese zumindest wesentlich verzögert wird.  

Gegenstrategie 3: Verunsicherung in Bezug auf die Lösungsstrategie: Eine effektive Verzögerungs-
strategie ist es auch, Unsicherheit in Bezug auf die „beste“ Lösung eines Problems zu schaffen. Nicht 
nur die Innovation CCS als Strategie zur Verlängerung des Pfades der Kohleverstromung (Geels, 2015; 
Penna & Geels, 2012)  sondern auch die Brennstoffzelle als Alternative zum Elektroantrieb wirft die 
Frage auf, welche Lösung denn nun die endgültig Beste ist und verunsichert so im aktuellen Fall der 
Automobilindustrie diejenigen Akteure, die eigentlich zielgerichtet handeln sollten (KPMG, 2018). Da 
sich eine solche Frage nur - wenn überhaupt - durch immer neue Studien beantworten lässt, ist die 
„Suche nach der besten Lösung“ eine effektive Verzögerungsstrategie.   

Gegenstrategie 4: Schaffung eines Regelungsdschungels: Eine Vielfalt an Detailregelungen ist für die 
Lösung eines Problems häufig weniger wirksam als auf breite Wirkung angelegte Instrumente wie z.B. 
eine kontinuierlich steigende Ökosteuer oder ein wirksamer Emissionshandel. Zur Erwirkung von 
Energieeffizienz hat so Finnland seit dem Jahr 2000 31 umweltpolitische Instrumente eingeführt und 
zeitparallel 11 davon auslaufen lassen oder wieder außer Kraft gesetzt. In Großbritannien wurden 
seit dem Jahr 2000 sogar 50 umweltpolitische Instrumente eingeführt und zeitparallel 20 davon aus-
laufen gelassen oder wieder außer Kraft gesetzt (Kern, Kivimaa & Martiskainen, 2017). In einer sol-
chen Vielfalt von Regelungen werden sowohl eine effektive Koordination wie auch eine Evaluation 
der Wirkung problematisch (Kern et al., 2017, S. 22). Auch besteht die Gefahr,  dass verschiedene 
Vorschriften miteinander konkurrieren oder sich in ihrer Wirkung gegenseitig untergraben (Kern et 
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al., 2017, S. 23). Der besonders in Großbritannien festgestellte rasche Wechsel von Vorschriften be-
deutet für die Wirtschaft auch den ständigen Wechsel der Rahmenbedingungen, so dass in Bezug auf 
Innovationen Unsicherheit entsteht und diese dadurch behindert werden (Kern et al., 2017, S. 22).  

Gegenstrategie 5: Verlust von Arbeitsplätzen:  Der drohende Verlust von Arbeitsplätzen ist immer 
wieder ein gutes Argument gegen die Beendigung nicht-nachhaltiger Produktionsprozesse, zumin-
dest aber für weitere Verzögerungen. So werden z.B. aktuell die wenigen noch im Zusammenhang 
mit der Braunkohle bestehenden etwa 31.000 Arbeitsplätze (Prognos AG, 2018, S. 4) systematisch 
überbewertet. In Deutschland gibt es gegenwärtig ca. 40 Mio. Beschäftigte, die durchschnittlich alle 
10,9 Jahre ihren Arbeitsplatz wechseln (von Hove & Kaufmann, 2017), jährlich werden also ca. 3,6 
Mio. und werktäglich ca. 16.000 Arbeitsplätze neu besetzt. Selbst in den Braunkohleregionen ist der 
Anteil der in den Tagebauen und bei ihren Zulieferern beschäftigen Arbeitskräfte mit max. ca. 1 bis 
2% aller Beschäftigten gering (Prognos AG, 2018, S. 4). 

Betrachtet man die bis hierher aufgeführten Instrumente mit Hilfe des analytischen Konzeptes der 
Governance-Perspektive (Rosenau, 1999) sind zwei zentrale Erkenntnisse festzuhalten.  

▪ Überall dort, wo ergebnisoffen nach Lösungen gesucht wird, im Kern also in Fragen der Innova-
tion, Demonstration und bei der Erprobung neuer Lösungen in Pilotanlagen und Reallaboren, 
aber auch im Bereich von Folgeinnovationen zur Kostensenkung oder Erhöhung der Anwender-
nähe sowie auch in Fragen der Finanzierung spricht wenig gegen kooperatives und aktivierendes 
Handeln des Staates.   

▪ Bei der Festlegung wirksamen regulativen Rechts oder wirksamer ökonomischer Rahmenbedin-
gungen, deren Ausmaß entweder die Zulässigkeit oder die Wirtschaftlichkeit bisher dominieren-
der Lösungen berührt und fundamental verändert, besteht wenig Aussicht auf ein wirklich ge-
meinsames Problemverständnis (Zürn, 1998) und insoweit auch nicht auf eine kooperative Lö-
sung, an der auch die künftigen Verlierer konstruktiv mitarbeiten oder die gefundene Regelung 
konsequent umsetzen. .  

Eine wirksame Transformation, die ein bisher dominierendes und machtvolles, aber nicht nachhalti-
ges Regime durch ein anderes, nachhaltigeres Regime ersetzt, kann also kaum im Konsens durchge-
führt werden. Entweder gelingt es, enorme Co-Benefits zu schaffen, mit denen die unvermeidlichen 
wirtschaftlichen Verluste ausgeglichen werden können, oder es führt wenig um eine Auseinanderset-
zung mit „klarer Kante“ herum. Im Kontext politischer Umbrüche bringt es Mao Tse-tung (1972, S. 
14) auf den Punkt: „Eine Revolution ist kein Gastmahl, kein Aufsatzschreiben, kein Bildermahlen oder 
Deckchensticken, sie kann nicht so fein, so gemächlich und zartfühlend, so maßvoll, gesittet, höflich, 
zurückhaltend und großherzig durchgeführt werden. Die Revolution ist ein Aufstand, ein Gewaltakt, 
durch den eine Klasse eine andere Klasse stürzt.“ Alle Harmonie, wie sie von Konzepten des aktivie-
renden Staates, alles Win-Win-Denken, wie es von der ökologischen Modernisierung ausgeht, gerät 
spätestens dort an Grenzen, wo große Nachteile entstehen, die sich weder mit öffentlichen Mitteln 
noch aus neuen zu erwartenden Gewinnen ausgleichen lassen. 
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